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Deutſchland. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
17. Sitzung des Reichstages (25. November). 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Leonhardt, v. Fäuſtle, Abeken, 

v. Amsberg, Hanauer, Hagens, Schmidt u. A. . 
Der Reichstag ſetzt heute die zweile Berathung des Gerichtsverfaſ⸗ 
are und zwar des Einführungsgeſetzes zu demſelben fort. 
lautet: „Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz tritt im ganzen Umfange 
| des Reichs mit dem .... . in Kraft.“ Die Commiſſion hatte den Termin 
offen gelaſſen. Der Bundesrath hatte in ſeinen dem Reichstag übergebenen 
| je e folgende Faſſung des F 1 vorgeſchlagen: „Der Tag, an welchem 
dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird für den ganzen Umfang des Reiches 
| nd; Anftimmung des Bundesrathes durch Kaiſerliche Verordnung feſt⸗ 

geſetzt.“ 

In der letzten Berathung hat jedoch die Commiſſion folgenden Para⸗ 
raphen angenommen: „Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz tritt im ganzen Um: 
ange des Reichs an einem durch Kaiſerliche Verordnung mit Zu⸗ 
timmung des Bundesraths feſtzuſetzenden Tage, ſpäteſtens 
am 1: October 1879, in Kraft.“ 


Referent Abg. Miguel: Der $ 1 des Einführungsgeſetzes läßt den 
Termin für das Inkrafttreten des Gerichteverfaſſungsgeſetzes m; eine 
gleiche Vorſchrift findet ſich in den Einführungsgeſetzen zu den Procedur⸗ 
ordnungen. Die Motive weiſen darauf hin, daß der Zeitpunkt, mit welchem 
die ebe in aa treten, erſt in ſpäteren Stadien beſtimmt werden 
könne. Man müſſe dabei berückſichtigen, daß die deutſche Gerichtsverfaſſung 
nur einen fragmentariſchen Charakter habe und vielfach durch die Landes⸗ 
geſetzgebung ergänzt werden müſſe, ſowie daß ihre Einführung in den ein⸗ 
zelnen Ländern die Herſtellung einer Reihe von n a bedinge, für 
kale ein erſt fpäter zu überſehender Zeitraum den Einzelſtaaten offen zu 

aſſen ſei. - 

In der zweiten Leſung wurde in der Commiſſion auf Grund der Be: 
ſchlüſſe des Bundesraths beantragt, vorzuſchreiben, daß die Procedurord⸗ 
nungen gleichzeitig mit dem Gerigteberjaffungägeie in Kraft treten und 
daß der Tag, an welchem Letzteres in Kraft trete, für den ganzen Umfang 
des Reichs mit Zuſtimmung des Bundesraths durch kaiſerliche Verordnung 
feſtgeſetz werde. Die Commiſſion lehnte dieſen Antrag ab, da ſie der An⸗ 
ſicht war, daß dieſe ſo wichtige Beſtimmung nicht ohne Zuſtimmung des 
Reichstags getroffen werden dürfe. Es ſei nicht zuläſſig, die Juſti ache 

ebung auf eine nur mit Zuſtimmung des Bundesraths mögliche tailerli e 
exordnung zu ſtellen. Wenn die Geſetze im Reichstag durchberathen und 
eine Einigung über dieſelben mit den Br \ 
werde ſich der Zeitpunkt, an welchem die Geſetze ins Leben treten könnten, 
ale laſſen und dann werde derſelbe geſetzlich feſtgeſtellt werden können. 
Man beabſichtige durchaus nicht, die Regierungen zu einer übereilten Ein⸗ 
I führung der Geſetze zu drängen. Aber der Zeitpunkt muſſe im Voraus feſt⸗ 
geſtellt werden auch aus Rückſicht auf die Betheiligten und die Intereſſen 
der verſchiedenen Landestheile und Gerichtsbezirke. Die Commiſſion ge: 
langte zuerſt zu dem Beſchluß zur Zeit im Geſetz den Termin für das 
afttreten der d noch offen zu laſſen und die Lücke erſt in dem 
päteren Stadium der Verhandlungen auszufüllen. Bei ihrer Berathun 
im Verlauf der gegenwärtigen Seſſion nahm die Commiſſion ſodann in 8 
die Beſtimmung an: Das Geſetz tritt durch Kaiſerliche Verordnung ſpäte⸗ 
ſtens am 1. October 1879 in Kraft. Sie ging von der Anſicht aus, daß 
dieſer Endtermin lange genug bemeſſen ſei, um alle Vorbereitungen zu 
treffen, welche die Geſetzgebung der Einzelſtaaten zur Einführung der Juſtiz⸗ 
geſetze und zu ihrer praktiſchen Wirkſamkeit in den einzelnen Ländern für 
nothwendig erachten würde. Sollte ſich indeß, was nicht anzunehmen, 
herausſtellen, daß der Termin doch noch zu kurz bemeſſen ſei, fo werde jeder 
an gewiß gern nei fein, ihn dem Bedürfniß entſprechend durch ein 
agsgeſetz zu verlängern. 
= dende eee Leonhardt: Die Frage, um die es ſich hier 
andelt, hat eine geſchaftliche und eine politiiche Seite. Die verbündeten 
egierungen haben gewiß ein gleich hohes, ja ein höheres Intereſſe an der 
baldigen Durchführung der Juſtizgeſetze, wie der Reichstag. Wer je Orga⸗ 
niſationen durchgemacht hat, wird überzeugt ſein, daß die allerdringendſten 
Gründe dafür ſprechen, das Zwiſchenſtadium auf die allerkürzeſte Friſt zu 
beſchränken. Ich habe zweimal die Nachtheile eines ſolchen Zwiſchenraumes 
durchlebt, einmal in Hannover beim Eintritt der neuen Organiſation, ſo⸗ 
dann als das Oberappellationsgericht für die neuen Provinzen hier in 
Berlin ins Leben trat; da fand fi denn z. B. in den Regiſtraturen der 
Oberappellationsgerichte zu Kaſſel und Wiesbaden ein unglaublich ſtarker 
Reſt von unaufgearbeiteten Sachen vor. Wie hoch man auch immer einen 
Richter ſtellen mag, er bleibt ehen immer ein Menſch. Von den politiſchen 
Gründen iſt der durchſchlagendſte für mich folgender: ich halte es für eine 
der erſten politiſchen Erforderniſſe für die Reichsgeſetzgebung überhaupt, daß ſie 
ſich frei und unabhängig gegen die Landesgeſezgebung ſtellt. Conflicte 
zwiſchen der Reichsgeſetzgebung und der Jultigberwaltung find ſehr leicht 
und einfach zu haben, außerordentli 1 aber die Conflicte zu beſei⸗ 
tigen, die zwiſchen der Reichs- und Landesgeſetzgebung eintreten. Ich will 
hier auf ein Stück Reichsgeſchichte 5 8 um daran meine Alg 
anzuknüpfen. Der Reichskanzler erſuchte Ende 1869 nicht etwa die önigl. 
preußische Regierung, auch nicht den preußiſchen Staatsminiſter der Juſtiz, 
ſondern den Juſtizminfſter gleichſam für ſeine Perſon, er möge veranlaſſen, 
daß ein Geſetz ausgearbeitet werde, ich bitte das zu bemerken: zu veran⸗ 
laſſen, daß ein Vieles ausgearbeitet werde, welches Vorſchriften der Ge⸗ 
richtsverfaſſung enthielte, die für die Civilrechtspflege erforderlich vs Zu 
der Zeit waren die Vorbereitungen für die Civilproceßordnung 15 geſtellt. 
it der Uebernahme dieſes 3 erklärte der Juſtizminiſter zugleich, 
daß es erforderlich ſein würde, dieſe Vorſchriften für die Gerichtsverfaſſung 
genereller, nämlich fo zu faſſen, daß ſie auch für das Strafverfahren Gel⸗ 
tung hätten, Der ee iſt ſtillſchweigend damit einverſtanden ge⸗ 
weſen. Ich habe mich nun von dem Gedanken leiten laſſen, das Reichs⸗ 
geſetz jo herzuſtellen, daß es, wenn auch nicht ohne Mitwirkung der Landes: 
juſtizverwaltung, ſo doch ohne Mitwirkung der Landesgeſetzgebung ins Leben 
treten könne, und habe demzufolge beſtimmt, daß ein vo ade Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz ausgearbeitet werde und daneben folgende Nebengeſetze: 
eine Anwaltsordnung, eine Gebührenordnung für Civilſachen, eine Nota⸗ 
Ditsordnung und ein Geſetz über die Form der öffentlichen Beurkundung. 
— Geſetze ſind vollſtändig ausgearbeitet, einer miniſteriellen Prüfung 
aber noch nicht unterworfen. Zu dieſer Zeit nun hegten die Mölten ie 
der größeren Bundesſtaaten den Wunſch, ſchon jetzt an den Arbeiten theil⸗ 
aunehmen, Es haben darauf Conferenzen hier in Berlin ſtattgefunden, in 
denen 5 Standpunkt des preußiſchen Juſtzminiſters den Beifall der Maſo 
rität aber nicht fand. Ich mußte anerkennen, daß ich meinen Auftrag über: 
ſchritten hatte, und daß die angefertigten Arbeiten über die Zuftändigteit 
der Reichsgeſetzgebung binausgingen. Ich hatte mich alſo der Majorität 
angeſchloſſen, als allerdings gegen mein Erwarten der in den Jahren borber 
— Antrag auf Erweiterung der Zuſtändigkeit des Reiches in Juſtiz⸗ 
achen auch für die Gerichtsverfaſſung angenommen wurde. Nun blieb mir 
nichts anderes Übrig, als fämmtliche Entwürfe bis auf das Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetz ohne weitere Prüfung, die mir ja auch gar nicht angeſonnen 
war, dem Reichskanzleramt zu überreichen, alſo die Anmaltßorbnung, das 
Gebührengeſetz, die Notariatsordnung und das Beurkundungsgeſetz! und 
hier, im Reichskanzleramte ſind dieſe Geſetzentwürfe nicht weiter verfolgt 
Bar) fie find vielmehr dort zu den Acten gegangen, um jpäter, wie 
55 1 nicht zweifele, als ſchätzbares Material verwendet zu werden. 
eiterkeit. 

Was das Gerichtsverfaſſungsgeſetz anlangt, fo findet ſich in demſelben 
allerdings ein beſtimmter Termin für die Ausführung und es war eine 
ſolche Feſtſetzung für die verbündeten ahr Jeg auch unbedenklich. Nach⸗ 
dem aber die Commiſſion wichtige politiſche Fragen in das Geſetz aufge⸗ 
nommen hat, iſt die Sachlage verändert. Die einzelnen Regierungen bedüͤr⸗ 
fen zur Ausführung der von der Commiſſton aufgenommenen Beſtimmungen 
einer geraumen Zeit. Außerdem hat die Commiſſion beſchloſſeu, daß die 
Civilprozeborbnung nicht ins Leben treten ſolle ohne eine Gebührenordnung 
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und eine Anwaltsordnung und wenn die dahin gerichtete Reſolution bei 
den verbündeten Regierungen Beifall gefunden hätte, wäre das Zuſtande⸗ 
kommen der uftiggelepe in dieſer Seſſion nicht möglich geweſen. Wenn 
als Termin für das Inkrafttreten der Yuftüsgefee der 1, October 1879 
feſtgeſetzt wird, ſo befinden ſich die verbündeten Regierungen in der Zwangs⸗ 
lage, entweder gar keine Gebühren erheben zu können oder die Gebühren⸗ 
Ordnung jo anzunehmen, wie Ste dieſelben einſeitig verlangen. Aehnlich 
verhält es ſich mit der Anwaltsordnung. Der Landesgeſetzgebung gegenüber 
iſt die Zwangslage dieſelbe, namentlich in den Ländern, wo ein Zweikam⸗ 
merſyſtem besteht Wenn nun z. B. in Preußen die beiden Factoren der 
Geſetzgebung nicht 8 ch habe immer geglaubt, daß die ver⸗ 
ſchiedenen Factoren der Geſetzgebung loyal gegen einander verfahren müßten, 
in neuerer Zeit ſcheint es aber im Weſen des conſtitutionellen Syſtems zu 
liegen, daß dieſelben ſich einander in eine Zwangslage zu bringen ſuchen. 
(Heiterkeit.) Sie werden es in ſolchem Falle einem Factor der Geſetzgebung 
nicht verdenken, wenn er zegen die Verſetzung in ſolche Zwangslage ſich 
thunlichſt ſträubt. Der Troſt, daß das Einverſtändniß der betheiligten Fac⸗ 
toren ſchon werde erzielt werden, iſt nicht weit her, da wir nicht einmal die 
Geſinnungen des künftigen Reichstages kennen. Ich glaube deshalb, daß 
Ibnen weiter nichts übrig bleibt, als Vertrauen zu faſſen zu den verbün⸗ 
deten Regierungen und ihren Juſtizminiſtern. Ihr Mißtrauen gegen die 
Juſtizminiſter verurſacht den deutſchen Richtern ſchwere Sorgen, da Sie es 
ja in die Hand der Juſtizminiſter gelegt haben, vor dem Eintritt der Orga⸗ 
niſationsgeſetze mit ihren ſtagtsrechtlichen Garantien für die Richter, dieſel⸗ 
ben von den Geſtaden des Rheins an die Elbe oder nach Memel zu ver⸗ 
ſetzen. Ich bitte Sie deshalb, dem Wunſche der Regierungen zu willfahren. 

Abg. v. Schöning: Meine politiſchen Freunde und ich werden für 
den Beſchluß der Commiſſion ſtimmen. Wir meinen, daß allerdings in dem 
Geſetze ſelbſt ein Zeitraum feſtgeſetzt werden müſſe, bis zu welchem die Juſtiz⸗ 
geſetze in Kraft treten müſſen, und daß der Reichstag nicht auf das Recht 
verzichten dürfe, dieſen Zeitpunkt mit zu beſtimmen. (Beifall.) 

Abg. Windthorſt: Auch wir ſind dafür, daß ein beſtimmter Termin 
für das Inslebentreten der großen Juſtizgeſetze von uns feſtgeſtellt werde. 
Was die politiſchen Bedenken betrifft, die der Juſtizminiſter gegen den Be: 
ſchluß der Commiſſion vorführte, ſo kann vor Allem das Vertrauen, das er 
von uns forderte, immer nur auf eine beſtimmte Perſon begründet ſein. 
Wer aber vermag uns eine ſichere Garantie für den Bundesrath zu geben, 
der ja eine ganz undeſinirbare Größe, eine Geſellſchaft und Collection ganz 
unbeſtimmter Perſönlichleiten darſtellt. Wenn wir den Termin, ſo wie es 
die Jagen vorſchlägt, annehmen, ifo werden alle Umſtände dazu drängen, 
die Juſtizgeſetze fo ſchnell als irgend möglich ins Leben treten zu laſſen. 
enn mag man nun mit dieſen Reformen einverſtanden ſein oder nicht; 
ſobald ſie einmal votirt ſind, können ſie, darüber iſt kein Zweifel, ſchon um 
die großen Gefahren des Uebergangsſtadiums zu mildern, nicht raſch genug 
eingeführt werden. 

Abg. Lasker: Es liegt ſicher eine viel größere Garantie dafür vor, daß 
die Volksvertretung thun wird, was einfach in der Conſequenz der Geſetze 
und der Logik liegt, als daß wir von dem Bundesrathe in gleichem Maße 
daſſelbe erwarten dürfen. Die Regierung kann ja den Reichstag auflöſen, 
Ja, wenn wir das Mittel hätten, den Bundesrath aufzulöſen (Heiterkeit), 
ſo würden wir mit dieſem Vertrauen keinen Augenblick zögern, welches jedoch 
einer wirklich jeder Kritik entzogenen Geſellſchaft, wie ſie der Bundesrath 
iſt, entgegenzubringen für uns leider unmöglich iſt. Wer iſt denn verant⸗ 
wortlich an dieſem Bundesrathstiſche hier im Reichstage? Niemand weiß 
es; auch der preußiſche Juſtizminiſter wird uns dies ſtaatsrechtliche Räthſel 
nicht löſen können. Die Entſtehungsgeſchichte dieſer Juſtizgeſeze, die uns 
der Miniſter gab, war ſehr intereſſant und wirklich recht bezeichnend für 
unſere Zuſtände. Wer hat den erſten Entwurf gemacht? Antwort: Der 
Reichskanzler hat eine Requiſition ergehen laſſen. 0 8 
Eiue Bitte!) Gut, eine Bitte alſo. An wen? An die preußiſche egie⸗ 
rung? Nein! An den preußiſchen Staats⸗ und Juſtizminiſter? Nein! 
Das iſt ausdrücklich verneint worden. Die Bitte iſt ergangen an den Herrn 
Juſtizminiſter von Preußen als Privatmann, doch gefälligft den Entwurf 
auszuarbeiten. (Juſtizminiſter Leonhardt: ausarbeiten zu laſſen!) Alſo 
ausarbeiten zu laſſen; noch ein neues Räthſel. Große Heiterkeit.) Es iſt 
alſo der erſte Entwurf, der ja ſo oft beſtimmend und beherrſchend iſt für 
das, was folgt, von Jemandem ausgearbeitet worden, der weder dem Namen, 
noch dem Charakter nach irgend Jemandem im Hauſe bekannt iſt. Nach 
dem Maßſtabe dieſer Entwürfe erweiſt ſich der Juſtizminiſter in der That 
als ein Sachperſtändiger von eminenter Bedeutung, der ſofort gewußt hat, 
was in der Conſequenz der Civilgeſetzgebung liegt, ſo weit der Civilproceß 
dabei in Frage kommt. 


Nur thut es mir leid, daß er ſich, wie er erzählt, politiſch hat überſtim⸗ 
men laſſen von einer Miniſterconferenz, die wir gar nicht kennen. Er ift 
aber von ſeiner urſprünglichen Anſicht abgegangen nur deshalb, weil er 
dieſen ganz undefinirbaren Auftrag hatte. Hätte er hier ſelbſtſtändig ver⸗ 
antwortlich vor uns geſtanden, und hätten wir in ihm das ſtaatsrechtliche 
Organ gehabt, welches zu agiren im Stande geweſen wäre, ſo würde er ſich 
ſicher niemals dazu enlſchloſſen haben, wegen 2, 3 oder 4 widerſprechenden 

timmen nunmehr feine verantwortliche Aufgabe zur guten Hälfte wieder 


Gefetgeben, Wie unſicher und ſchwankend iſt doch das ganze Vorgehen der 
= etzgebung für das Deutſche Reich, insbeſondere was die vorbereitenden 
zu wer⸗ 


tadien anbetrifft. (Sehr wahr!) Das Reich fängt erſt an, bent 1 wen 
den und wirkliche Macht auszuüben, ſobald die geſetzgebenden Schritte in 
die friſche Luft kommen, ſobald ſie nämlich vor den Reichstag treten, um 
bier discutirt zu werden. Glückl icherweiſe haben wir jetzt dieſe Geſetze Ir 
weit gebracht; nehmen wir aber den Regierungsvorſchlag an, de kommen ſie 
ſofort wieder in die dumpfe Kammer, wo wir nicht mehr wiſſen, was aus 
ihnen werden wird. Das aber müſſen wir vor Allem verhüten. Wenn dem 
Reichstage gegenüber Mißtrauen ausgeſprochen wird und der Juſtizminiſter 
uns entwickelt hat, in welche Verlegenheit wir kommen können, wenn wir 
einen verbohrten Reichstag erhalten; nun, meine Herren, dann hört über⸗ 
haupt die Entwickelung des Reiches auf. Wenn wir dieſer Sorge uns hin⸗ 

eben wollten, 177 ein Reichstag nach dem andern gegen das Intereſſe des 
Reiches die nützlichen Geſetze, deren Vorderſätze bereits gegeben ſind, nicht 
werde vereinbaren wollen, dann iſt alles, was wir hier ſagen, eine Kleinig⸗ 
keit gegenüber einer ſolchen Gefährdung des Deutſchen Reiches. Eigentlich 
heißt eine ſolche Eventualität aber doch nichts anderes, als vorausſetzen, daß 
das deutſche Volk einmal anfängt, den Verſtand zu verlieren; denn ehe dies 
nicht geſchieht, wird das deutſche Volk nicht fortgeſetzt Vertteter wählen, 
welche verweigern, dem Reiche das zu geben, was unbedingt nothwendig iſt. 
In der Zwangslage, daß gewiſſe Geſetze zur Vervollſtändigung anderer noch 


„nothwendig ſind, befindet ſich ja eine Nation fortgeſetzt; ſie kann die Geſetz⸗ 


ebung niemals auch nur ein Jahr lang ohne die nachtheiligſten Folgen 
ſtille ſtehen laſſen. Noch iſt aber nichts in Deutſchland geſchehen, was nur 
im Entfernteſten eine derartige Beſorgniß rechtfertigen koͤnnte. Wenn keine 
anderen Gegengründe vorliegen, als die vorgeführten, dann wagen wir es 
nur immerhin mit der Fehn des Termins in dem Vertrauen, daß Re⸗ 
gierung und Reichstag ihre Schuldig keit thun werden. (Beifall.) 
„Referent Abg. Miquel: Ich conſtatire ausdrücklich, daß der Juſtizmi⸗ 
niſter erklärt hat, daß aus Geſchäftsrückſichten dem 1. Oct. 1879 als Termin 
nichts entgegenſtände, ſondern nur politiſche Rückſichten vorlägen, daß näm⸗ 
lich die Regierungen in eine Zwangslage verſetzt würden und es doch nicht 
im Intereſſe eines conſtitutionellen Staates liegen könne, daß Regierung 
und deten Nic gegenſeitig Verlegenheiten bereiteten, wie ſie bei keinem 
der Fate Geſetze gemacht worden. Bei den früheren Geſetzen war aber 
die baldige Einführung ganz ſelbſtperſtändlich, nur bei der Berathung des 
Strafgeſeßbuches haben wir ebenfalls einen Endtermin feitgeitellt; die Re: 
gierungen haben ſich damit völlig einverſtanden elärt. Wir find durchaus 
nicht 1 — der Regierung eine Zwangslage zu hallen. aber wir können 
deshalb den geſetzlichen Weg nicht verlangſamen. Wenn die Regierung ver⸗ 
langt, daß man auf ſie Vertrauen ſetzt, ſo mag ſie das auch dem Reichstage 
zu Theil werden laſſen. Wenn wir auf die Feſtſetzung des Endtermins ver⸗ 
zichteten, ſo würden wir uns damit eines wichtigen Rechtes entſchlagen. 
981 wird angenommen, ebenſo ohne weſentliche Discuſſion die SS 2 bis 
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Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


itun 


Expedition. Herrenfirafe Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, ben 27. 8 


13, mit Ausnahme des $ ge, welcher auf Wunſch des preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters Dr. Leonhardt vorläufig ausgeſetzt wird. 

§ 14 lautet nach der Regierungsvorlage: Die Mitglieder des Reichs⸗ 
oberhandelsgerichts werden durch kaiſerliche Verfügung mit Beibehaltung 
ihrer Beſoldung entweder bei dem Reichsgerichte angeſtellt oder einſtweilig 
in den Ruheſtand verſetzt. Ye 

Die Commiffion bat das Wort einſtweilig, geftrihen- 4 

Abg. Römer (Würtemberg) beantragt als Abſatz 2 dieſem § 14 beizur 
fügen: „Die durch § 158 des Reichsbeamtengeſetzes für die Mitglieder des N 
e begründeten Rechte bleiben den Mitgliedern des 9 
Reichsoberhandelsgerichts vorbehalten.“ f J 

unden v. Amsberg: Die Regierungen glauben verlangen 
zu können, die Richter des bisherigen Reichsoberhandelsgerichts entweder 
an das Reichsgericht oder in den Penſionsſtand zu verſetzen, wenn be⸗ 
ſondere Umſtände für die letztere Eventualität vorliegen ſollten. Die Be⸗ 
ſtimmung des Reichshandelsgeſetzes ſpricht 1 1 dagegen; ader bei der 
augenblicklichen Sachlage, bei einer völlig neuen Organiſation der Geſetz⸗ 
gebung glaubte die Regierung nicht Rückſicht nehmen zu können, und ſie 
5 mit ihrem Vorgehen im Intereſſe der Richter des Reichsober⸗ 

andelsgerichtes ſelbſt zu handeln. Es wird natürlich ſo viel wie möglich 
auf die Einzelnen Rückſicht genommen werden, und die Penſionirung vor 
Allem nach den Penſionsbeſtimmungen des Reichsoberhandelsgerichtes ſich 
normiren; aber die Regierung kann augenblicklich die Verhaͤltniſſe nicht 
überſehen und nicht die Verantwortung einer definitiven Beſtimmung über⸗ 
nee ich kann Sie deshalb nur bitten, das Wort „einſtweilen“ ſtehen 
zu laſſen. 

Abg. Dr. Römer (Würtemberg): Das Reichsgericht iſt im Verhältniß zum 
Reichsoberhandelsgericht ein ganz neues, anderes Gericht, und haben daher die 
Mitglieder des Nag ee e ene kein Recht auf den Eintritt in das 
Reichsgericht. § 158 des Reichsbeamtengeſetzes derordnet: „Die Beſtim⸗ 
mungen dieſes 3 die Verſetzung in ein anderes Amt, über die 
einſtweilige und über die zwangsweiſe Verſetzung in den Ruheſtand finden 
auf die Mitglieder des Reichsoberhandelsgerichts keine Anwendung.“ Außer⸗ 
dem haben für die Mitglieder des Reichsoberhandelsgerichtes die Vor —— 
disc Geſetzes über die Penſionirung und über den Verluſt der Penſion 
keine Geltung. Die hiernach auf die Mitglieder des Reichsoberhandels⸗ 
gerichtes nicht anwendbare Beſtimmung des Reichsbeamtengeſetzes über einſt⸗ 
weilige Verſetzung der Reichsbeamten in Ruheſtand lautet: „§ 24. Jeder 
Reichsbeamte kann unter Bewilligung des geſetzlichen Wartegeldes einſt⸗ 
weilig in den Ruheſtand verſetzt werden, wenn das von ihm verwaltete 
Amt in Folge einer Umbildung der Reichsbehörden aufhört.“ Demnach iſt 
es ein wohlerworbenes Recht der Mitglieder des Reichsoberhandels⸗ 
gerichtes: gegen ihren Willen weder in das Reichsgericht, noch einſt⸗ 
weilig in Ruheſtand verſetzt zu werden, und in Beziehung auf Penſionirung 
auch nach ihrem etwaigen Eintritt in das Reichsgericht nicht nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsbeamtengeſetzes behandelt zu werden. Ich bitte Sie 
deshalb, meinem Antrag zuzuſtimmen. 

Bundescommiſſar von Amsberg; Ich möchte noch einmal darauf hin⸗ 
weiſen, daß wir bei der neuen Organiſation des Reichsgerichts dem Richter 
unmöglich freiſtellen können, ſich in den Ruheſtand verſetzen zu laſſen oder 
nicht. Auch ſehe ich gar nicht ein, weshalb fie ſich gegen den Uebertritt in 
das Reichsgericht ſträuben ſollten; ich glaube, ſie können es als eine Ehre 
auffaſſen, dem oberſten Gericht beigeordnet zu werden. ch 

Abg. Windthorft (Meppen) ſpricht ſich für den Commiſſionsantrag aus, 
der allen gerechten Wünſchen entgegenkomme. 

Referent Abg. Miquél: In der n tauchte der Gedanke auf, 
eine Beſtimmung aufzunehmen, wonach alle Richter des Reichsoberhandels⸗ 
Gerichtes in das Reichsgericht übertreten ſollten; doch wurde dieſer Vorſchlag 
aus practiſchen Gründen nicht angenommen. Dagegen war kein Zweifel bei 
den Mitgliedern der Juſtizcommiſſion, daß die Beamten a das Recht 
hätten, nach Belieben in einen andern Dienſt oder in den Ruheſtand zu 
treten. Wenn der Abg. Römer ſich auf den § 158 beruft, ſo nimmt der⸗ 
ſelbe ja gerade die Richter des Reichsoberhandels⸗Gerichtes aus, und was 
den $ 25 anbetrifft, fo, ſetzt derſelbe das Beſtehen des Oberhandelsgerichtes 
voraus, und dies wird ja eben beſeitigt. Für den letzteren Fall iſt gar nichts 
vorgeſehen, und wir haben jetzt in Bezug Fierauf einfach neue Beſtimmungen 
aufzuſtellen. Daß die Richter unverſezbar find und nur auf Zustimmung 
in den Ruheſtand treten, kommt bei dieſer völligen Umänderung nicht in 
Betracht. Was ſollte auch hieraus in der Praxis entſtehen? Man denke 
ſich doch, daß wirklich einmal ſämmtliche Gerichte einer Neuorganiſation 
unterworfen würden, ſo würde unter ſolchen Umſtänden nach der Yuffaffung - 
des Abg. Römer jeder Richter in den Ruheſtand übertreten können, und es 
würde hie heilloſeſte Verwirrung entſtehen. Wenn ein Staatsdiener ſeinen 
vollen Gehalt fortbezieht, ſo muß er no auch gefallen laſſen, wieder zum 
Dienſt herangezogen zu werden. ger glaube — 2 daß die Bedenken des 

0 ger keiner practiſchen Bedeutung find, denn ich kann nicht 
lauben, daß die 8 des Reichsoberhandelsgerichts ſelbſt es wollen, daß 
fe alleſammt ihren Gehalt fortbeziehen, ohne etwas dafür zu tbun. Was 
dagegen die vom Entwurf vorgeſchlagene Verſetzung in den einſtweiligen 
Ruheſtand anbetrifft, ſo verwarf dies die Commiſſion als mit der Wurde 
und mit dem in ihrem Alter berechtigten Anſpruch auf ökonomiſche Sicher⸗ 
heit der Mitglieder des höchſten Gerichtshofes nicht verträglich. N 

Der Antrag Römer wird hierauf abgelehnt und § 14 nach dem Bor: 
chlage der Commiſſion angenommen; ebenſo ohne Debatte SS 15—21. 4 

Es folgt die Berathung des ausgeſetzten $ 9a. Derſelbe iſt von der 
Commiſſion neu eingeflat und lautet: „Die landesgeſetzlichen Beſtimmun⸗“ 
gen, durch welche die Verfolgung öffentlicher Beamten wegen der in Aus⸗ 
übung oder in Veranlaſſung der Ausübung ihres Amts vorgenommenen 
Handlungen im Wege des Straf: oder Civilproceſſes an beſondere Voraus⸗ 
ſetzungen gebunden iſt, treten außer Kraft.“ 

Referent Abg. Miquel: In verſchiedenen nahen Staaten iſt die 
Verfolgung 9 Beamten wegen der in Ausübung oder in Veran⸗ 
laſſung der Ausübung ihres Amts vorgenommenen Handlungen im Wege 
des Straf⸗ oder Civilproceſſes an re Vorausſetzungen, insbeſondere 
an die Zuſtimmung der vorgeſetzten! 3 geknüpft. Dies ift nament⸗ 
lich in Baden und Rheinheſſen der Fall, während in Preußen die Vorent⸗ 
ſcheidung des Competenzgerichtshofes von der Staatsregierung angerufen 
werden kann. Die Commiſſion hielt die Einrichtung mit der Gleichheit vor 
dem Geſetz und dem in der Straſproceßordnung anerkannten Princip der 
Legalität, nach welchem die Staatsanwaltſchaft alle ſtrafbaren Handlungen 
zu verfolgen verpflichtet iſt, für unvereinbar und durch ein practiſches Be⸗ 
dürfniß nicht gerechtfertigt. In Preußen find dieſe Beſchränkungen erſt 
durch das Geſetz von 1854 eingeführt. Eine ſchicanöſe “an ji der Be⸗ 
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Abg. Römer bon 
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amten hat in denjenigen Ländern, in welchen denſelben ein ſolcher bejons 
derer Schutz nicht gewährt, keineswegs ſtattgefunden. Dies wird auch nach 
dem Beſchluſſe der Commiſſion über die Erhebung der öffentlichen Klage 
nicht der Fall ſein. Die Privatklage iſt nicht allgemein zugelaſſen. Die 
Erhebung einer öffentlichen Klage kann gegen den Willen der Staatsan⸗ 

waltſchaft nur vom Oberlandesgericht beſchloſſen werden. 
Andererſeits iſt aber der den Beamten gewährte beſondere Schutz geiähr- 
eam⸗ 


lich und kann zu großem Mißbrauch führen, ſelbſt den Rechtsſinn der N 
Deutſchland nach Einführung der Juſtizgeſetze ein gleichmäßiger Rechtszuſtand 
beſtehen. Unmöglich kann man aber das gehäſſige Vorzugsrecht der Beam N 
die Beſtimmungen des § 9a. allgemein zu beſeitigen. Die preußiſche e⸗ 
51 bat ja im Jahre 1861 ſelbſt das Bedürfniß der Beſeitigung gen 
1 Sie können daher mit 
Ruhe den Paragraphen votiren. Ich glaube auch nicht, daß derſelbe einen m 
den wird; follte das doch der Fall fein, jo wird das Volk entſchieden auf 
Seiten des Reichstags ſtehen. (Beifall.) 

ſchwer, bei der Bekämpfung des $ 9a. die nöthige Ruhe zu bewahren, wenn 
trotz ihrer großen Bedenken an den vorgefaßten Meinungen im Hauſe feſt⸗ 


ten ſchwächen. In Betreff der Verfolgung ſtrafbarer Handlungen muß in 
ten Sen ganz Deutſchland ausdehnen. Es iſt daher geboten, daſſelbe durch ö 
hlt und das Abgeordnetenhaus hat es anerkannt; J 
weſentlichen Differenzpunkt zwiſchen der Regierung und dem Reichstag bie 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Es wird den verbündeten Regierungen 
gehalten wird. (Unruhe.) Die Vorſchriften des § 9a. enthalten einen 7 


Abg. Strudmann (Diepholz): Der $ 9a iſt in der Commiſſion in 
zwei Leſungen beinahe einſtimmig angenommen worden. Der preußiſche 
Juſtizminiſter hat ſich bei feinem Angriffe auf § 9a auf den rein formalen 

tandpunkt geſtellt. Derſelbe trifft aber bei dieſem Paragraphen nicht zu; 
denn es handelt ſich hier nicht um eine Grenzſtreitigkeit zwiſchen Juſtiz und 
Verwaltung, ſondern wir bewegen uns unbeitrifter auf dem Gebiete der 
Juſtiz ſelbſt. Entſchädigungsklagen der Beamten gehören vor die Gerichte 
und die kriminellen Vergehen der Beamten werden gleichfalls von den Ge⸗ 
richten abgeurtheilt. Die Verwaltung beanſprucht auch gar nicht, auf dieſes 
Gebiet hinüberzugreifen. Nun eine Ausnahme zu machen, liegt kein Grund 
vor. Das preußiſche Competenzgeſetz vom 13. Februar 1854 hat eine all⸗ 
gemeine Verurtheilung erfahren und 1861 iſt ein ernſtlicher Verſuch gemacht 
ö worden, daſſelbe zu beſeitigen; der Verſuch ſcheiterte an dem Widerſpruche 


des Herrenhauſes. Der deutſche Reichstag hat ſich bereits mehrmals, ins⸗ 
beſondere auch bei der Berathung des Strafgeſetzbuchs dahin ausgeſprochen, 
daß der Richter berufen ſei, die Geſetzmäßigkeit der von Beamten began⸗ 
genen Handlungen zu prüfen. ch erinnere in dieſer Beziehung nur an 
die 88 110, 113, 117 und 137 des Strafgeſetzbuchs. In den Einzelſtaaten 
bat man das Bedürfniß nach einer ſolchen Beſtimmung, wie fie § 9a ent: 
hält, auch bereits empfunden. Für Baden hat dies ein Mitglied der Com⸗ 
miſſion, welches jetzt einen hohen Poſten im Juſtizdienſte in Baden bekleidet, 
ausdrücklich bezeugt. Auch für Würtemberg liegt die Nothwendigkeit einer 
ſolchen Beſtimmung vor. Es war daſelbſt ſeit längerer Zeit ſtreitig, ob für 
Entſchädigungsklagen der Beamten die Gerichte zuſtändig ſeien. Die herr⸗ 
ſchende Meinung war dafür, und das Miniſterium hat in jüngſter Zeit den 
Kammern einen Geſetzentwurf in demſelben Sinne vorgelegt. Er wurde in 
der zweiten Kammer mit einer geringen Majorität abgelehnt, von der 
Kammer der Standesherren dagegen angenommen. (Hört! hört!) Die 
Kammer der Standesherren hat ſich alſo liberaler gezeigt, als die zweite 
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19 Kammer. Der Entwurf gelangte an die zweite Kammer zurück; dieſelbe be⸗ 
10 harrte aber auf ihrer Meinung, fo daß die Streitfrage in Würtemberg noch 
ha n nicht entſchieden iſt. Sprechen Sie daher durch Annahme des § 9a das 
7, wichtige Prinzip aus, daß auch bei Klagen der Beamten und bei Beamten⸗ 
1 f vergehen der Rechtsweg niemals ausgeſchloſſen fein ſoll. (Beifall.) 
BR g bg. v. Puttkamer (Sensburg): Meine conſervativen Freunde halten 
Ihr es mit mir für ihre Pflicht, hinſichtlich des $ 9a den verbündeten Regie: 
0 rungen beizuſtehen, obwohl es nach dem vom Hauſe . der Compe⸗ 
1 5 tenz 27 5 gefaßten Beſchluſſe ſcheint, daß über unſere Anſicht bereits der 
1 Stab gebrochen iſt. Uns ſcheint der § 9a ein nothwendiger Beſtandtheil 
eines Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze nicht zu fein. Und 


wenn der § 9a, was ich immer noch nicht hoffe, wirklich angenommen wer: 

den ſollte, ſo wäre unter allen has: me für Elfaß » Lothringen, wie die 

Verhältnifie dort liegen, ein Ausnahmegeſetz nöthig. Gewiſſe Beamten⸗Ka⸗ 

tegorien bedürfen einer Ausnahmeſtellung überhaupt in den meiſten Einzel⸗ 

ſtaaten, insbeſondere auch in Preußen; beiſpielsweiſe die Forſtbeamten. Dies 
iſt auch bei der Berathung des im Jabre 1861 den preußiſchen Kammern 
vorgelegten Geſetzentwurfes nicht verkannt worden. Theoretiſch ſtehe ich 
ebenfalls auf dem Standpunkte, daß alle Rechtsſtreitigkeiten vor die Ge⸗ 
richte kommen müſſen, aber das practiſche Bedürfniß hat den Anſchauungen 
der Theorie gegenüber das Uebergewicht. Das Zuſtandekommen des Geſeßzes 
vom 13. Februar 1854 hat allerdings den lebhafteſten Widerſtand erfahren, 
h aber auch die liberalen Parteien haben den Gedanken dieſes Geſetzes nicht 
5 gen verworfen. Der Abg. Reichenſperger (Olpe) hat ſich damals in feinen 
usführungen ganz auf den Standpunkt der Regierung geſtellt. Uebrigens 
erkenne auch ich an, daß die e ſo, wie ſie jetzt in den 
einzelnen Staaten ſind, nicht beſtehen bleiben können. 1 
Abg. Reichenſperger (Olpe): Es handelt ſich im preußiſchen Geſetz 
um eine Garantie der höheren Rechtsſicherheit der Beamten gegen chikanöſe 

Verfolgung. Dieſes Geſetz beſtimmt, daß die Vorgeſetzten des Beamten ent⸗ 

cheiden ſollen, ob die fragliche Handlung zur Rechtsverfolgung geeignet fei. 

855 ſelbſt habe damals bei dem Competenzgeſetz mitgewirkt, aber die ſoge⸗ 

nannten Herren Conſervativen haben verwechſelt, was conſervativ und was 

büreaukratiſch⸗miniſteriell ſei. Ich habe durch traurige Erfahrungen ſeitdem 
gelernt und dafür bin nicht ich, ſondern der preußiſche Competenzgerichtshof 
verantwortlich. Es wäre jetzt Pflicht des Bundesrathes geweſen, mitzu⸗ 
theilen, welche Schwierigkeiten der Aufhebung dieſer Geſetze entgegenſtehen; 

Der Reichstag hat keine Veranlaſſung, darauf Rückſicht zu nehmen, denn 

der Bundesrath hat ſich im Reichsheamtengeſetz, wenn auch nach einigem 
N Sträuben, für das hier vertretene Princip ausgeſprochen, und damals wurde 
ie pe allen Parteien die Aufhebung des preußiſchen Geſetzes von 1854 
verlangt. 

Präſident des Reichsjuſtizamtes von Amsberg 1 nochmals die 

Anſicht der Regierung und weiſt auf die Verhältnifie in Elſaß⸗Lothringen 
a. 5 die Genehmigung des Staatsrathes zur Verfolgung eines Beamten 
nöthig ſei. 
Abg. Schmid (Würtemberg) iſt der Anſicht, daß durch dieſen Paragraph 
nur die formellen Schranken fallen ſollen, welche der Verfolgbarkeit der Be⸗ 
amten in den Einzelſtaaten entgegenſtehen; daß aber die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze für die gerichtliche Verfolgung von Beamten beſtehen bleiben. 

Abg. Dr. Gneiſt: N 
\ drückt einfach aus, daß das normale Gerichtsverfahren auch e 

in Anwendung kommen ſolle. Vor einem Vierteljahrhundert wäre ein 

’ ſolcher Gedanke, wie der im Geſetz von 1854 ausgedrückte, ganz unverſtänd⸗ 
A llich geweſen; nach der Einführung des Geſetzes aber gewöhnte man ſich fo 
daran, daß die lchen Schutz gar nicht fertig 
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Der von der Commiſſion vorgeſchlagene Paragraph 
für die Beamten 


. Beamten ohne einen fo ! 
werden zu können glaubten, von dem ſich die alte preußiſche Gerichtsordnung 
gar nichts träumen ließ. Das franzöfiſche Syſtem beruht auf einem dem 
Anſrigen ganz entgegengeſetzten Grunde, nämlich dem der völligen Schuß: 
leoſigkeit der Unterthanen den Beamten gegenüber; ein Beamter kann erſt 
0 verſolgt werden, wenn eine Beamtencommiſſion ausgeſprochen hat, daß die 
1 gerihtlihe Verfolgung zuläffig ſei. Erſt der preußiſche Juſtizminiſter 
1 2 imons hat dies Syſtem in das preußiſche Verwaltungs⸗ und Gerichts ſtem 
eingefügt. Damals haben wir die Tragweite des Geſetzes nicht een 
und in der Aufregung der Zeit uns zur Annahme des Geſetzes verleiten 
alaſſen, ein Fauſtſchlag, wie er ſtärker dem deutſchen Gerichtsweſen nicht 
perſetzt werden konnte. Gerade der preußiſche Juſtizminiſter hätte der letzte 
ſein jollen, der ſich herbeiließ ſolche Geſetze einzubringen, denn — noblesse 
oblige! (Beifall). Für das Preußen Friedrich des Großen, in dem der 
Müller von Sansſouci dem Könige gegenüber ſein Recht erhielt, war es eine 
Verirrung, wenn man es dahin kommen ließ, daß die Unterthanen kein 
Recht erlangen konnten gegen den Polizeicommiſſar (Lebhafter Beifall). 
1 Kehren wir zu den alten Grundſätzen 2 00 welche bis 1854 gegolten 
pbhaben, und ſahen wir darin keine große Gefahr. Der jetzige Schutz der 
I eamten iſt ja auch nur ein eingebildeter. Die Herren, welche zur Ent: 
ſſcheidung über die Verfolgung eines Beamten berufen find, werden auf drei 
111 jahre beſtimmt und ſie entſcheiden nicht anders, wie das Gericht. Wenn 
wir dieſen N annehmen, wird nicht ein einziger Beamter mehr 
16 verfolgt werden, als früher. Laſſen wir alſo den Zustand, wie er in 22 
Beuundesſtaaten beſteht, und heben nur die in Preußen und Baden beſtehende 
* Inztitution des Beamtenſchutzes auf; die Beamten werden deshalb immer 
noch keinen beſonderen Grund zur Beſorgniß haben. (Beifall.) 
5 Die er * wird geſchloſſen. ! en Sa 
Referent Miguel tritt noch einmal für die Commiſſionsbeſchlüſſe ein 


und weiſt namentlich darauf hin, daß es auch für Elſaß⸗Lothringen noth⸗ 
wendig ſei, § 9a anzunehmen; Ausnabmegeſeze für die Reichslande beizu⸗ 
RN behalten, wonach zur Verfolgung der Beamten die Genehmigung des Staats⸗ 
ATiuaths erforderlich iſt, ſei Berobe in einem neuerworbenen Lande, wo die 
0 Beamten m Uebergriffen leicht 1 ſind, doppelt bedenklich. 
Darauf wird in — — bſtimmung § 9a mit 250 gegen 18 
1 Stimmen angenommen hen ſtimmen nur die Conſervativen). 
42 Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr. (Einführungs⸗ 
geſetz für Civilproceßordnung und Strafproceßordnung.) 

Berlin, 25. Nopbr. [Amtliches] Se. Majeſtät der König bat dem 
General der Infanterie b. Boſe, commandirenden General des XI. Armee⸗ 
Corps, den Schwarzen Adler⸗Orden berliehen, 

e. Majeſtät ver König hat die 
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ift zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in Sonderburg ernannt. — Dem 
Kreisrichter Tetzlaff in Conitz iſt Behufs Uebertritts zur allgemeinen 
Staatsverwaltung die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Juſtizdienſt ertheilt. 
— Die durch Verſetzung des Kreisgerichts⸗Raths Pensky bei dem Kreis⸗ 
Gericht in Braunsberg erledigte Richterſtelle wird nicht wieder beſetzt. 


(Reichs⸗Anz.) 

— Berlin, 26. Nov. [Veränderung von Wahlbezirken. 
— Gewerbebetrieb im Umherziehen.] Der dem Bundesrathe 
vorgelegte Geſetzentwurf, betr. die Abänderung mehrerer Reichstags⸗Wahl⸗ 
kreiſe umfaßt 3 kurze Paragraphen. § 1 betrifft die Abänderung 
des 2. und 13. Wahlkreiſes der Provinz Hannover und des 1. Wahl⸗ 
kreiſes des Regierungsbezirk Minden im Königreiche Preußen, des 1. 
bis 23. Wahlkreiſes des Koͤnigreichs Sachſen, des 3. Wahlkreiſes des 
Herzogthums Braunſchweig und des 1. bis 7. Wahlkreiſes des Groß⸗ 
herzogthums Heſſen. (Eine beſondere Anlage, nach Staaten geordnet, 
führt die Ortſchaften auf, aus denen ſich jetzt die Wahlkreiſe zuſam⸗ 
menſetzen.) § 2 lautet: „Der Wahlkreis Herzogthum Lauenburg 
bildet fortan den 10. Wahlkreis der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
im Koͤnigreich Preußen. § 3. Gegenwärtiges Geſetz tritt 
mit dem Tage ſeiner Verkündigung in Kraft.“ Die 
Vorlage wird damit motiovirt, daß in den vier von derſelben be⸗ 
troffenen Bundesſtaaten in Folge neuerdings vollzogener Abänderungen 
in der Abgrenzung von Verwaltungsbezirken das Bedürfniß zu ent⸗ 
ſprechenden Abänderungen in der Abgrenzung der Reichstags⸗Wahlbezirke 
eingetreten iſt. Man iſt dabei von der Abſicht ausgegangen, vielfache 
Unzuträglichkeiten, welche bisher bei dem Wahlgeſchäft vorgekommen, zu 
beſeitigen. Bezüglich des Inkrafttretens der Vorlage wird es zur Wahr⸗ 
nehmung der aus den veränderten Wahlkreis-Abgrenzungen ſich ergebenden 
Vortheile als unerläßlich bezeichnet, das Geſetz ſchon in allernächſter Zeit 
perfect werden zu laſſen. Für die Wahlkreiſe des Königreichs Sachſen und 
des Großherz. Heſſen iſt außerdem noch eine Ueberſicht der jetzigen 
Seelenzahl unter Berückſichtigung der vorgeſchlagenen Abänderungen 
und der Seelenzahl bei der früheren Abgrenzung nach den Volks⸗ 
zählungen von 1875 und 1871 beigefügt. — Der Bundesrathsaus⸗ 
chuß für Handel und Verkehr hat über die Regelung des Gewerbe⸗ 
betriebs im Umherziehen durch Ausländer berichtet. Nach einer Er⸗ 
wägung der verſchiedenen Geſichtspunkte, welche bei dem bisherigen 
Gang der Berathung maßgebend waren, kommt der Ausſchuß zu dem 
Antrage, der Bundesrath möge einer Reihe von Beſtimmungen bez. 
der Zulaſſung von Ausländern zum Gewerbebetriebe im Um⸗ 
herziehen zuſtimmen. Hierbei ſind folgende von Wichtigkeit: „Perſonen, 
welche den Anforderungen an die felbſtſtändigen Gewerbetrei⸗ 
benden nicht entſprechen, dürfen weder als Begleiter zugelaſſen, noch 
zu anderen Zwecken mitgeführt werden.“ ... Ferner: „der Legitima⸗ 
tionsſchein gewährt die Befugniß zum Gewerbebetrieb im Umherziehen 
in dem Bezirke derjenigen Behörde, welche den Legitimationsſchein er: 
theilt hat. Zu dem Gewerbebetrieb in einem anderen Bezirke iſt die 
Ausdehnung des Legitimationsſcheines durch die zuſtändige Behörde 
dieſes Bezirks erforderlich. Die Ausdehnung wird verſagt, ſobald für 
die den Verhältniſſen des Bezirks entſprechende Anzahl von Perſonen 
Legitimationsſcheine bereits ertheilt oder auf den betreffenden Bezirk 
ausgedehnt ſind.“ Dieſe Beſtimmungen ſollen mit dem 1. Januar 
1877 zur Anwendung kommen mit Ausnahme einiger Anordnungen, 
welche erſt ein Jahr ſpäter in Wirkſamkeit treten. 

[Ausprägungen.] In den deutſchen Münzſtätten ſind bis zum 
18. Nobbr. 1876 geprägt: an Goldmünzen: 1,095,471,900 M. Doppelkronen; 
335,081,000 M. Kronen; hiervon auf Privatrechnung: 171,345,160 M.; 
an Silbermünzen: 70,482,380 M. 5⸗Markſtücke. 63,634,326 M. 2⸗Markſtücke, 
143,512,165 = 1:Martitüde, 44,564,653 M. 50 Pf. 50⸗Pfennigſtücke, 
34,618,385 M. 40 Pf. 20⸗Pfennigſtücke; an Nickelmünzen: 23,502,530 M. 70 Pf. 
10⸗Pfennigſtücke, 11,646,748 M. 75 Pf. 5⸗Pfennigſtücke; an Kupfermünzen: 
5,928,715 M. 38 Pf. 2⸗Pfennigſtücke; 3,374,879 M. 13 Pf. 1⸗Pfennigſtücke. 
Gejammtouöprägung: an Goldmünzen: 1,430,552,900 M.; an ‚Silber: 
münzen: 356,311,909 M. 90 Pf: an Nickelmünzen: 35,149,279 M. 45 Bi; 
an Kupfermänzen: 9,303,594 51 Pf. 

Poſen, 24. Nov. [Das Zeugnißzwangsverfahren!] gegen 
den Chefredacteur des „Kuryer pozn.“ Geiſtlicher Dr. Kaniecki in der 
Angelegenheit der Veroffentlichung der, die Ledochowskiſche Correſpon⸗ 
denz betreffenden Cirkularverfügung der Ober⸗Poſt⸗Direction in Brom⸗ 
berg, hat ſeinen ungehinderten Fortgang. Heute ſtand Inquifit wieder 
vor dem Unterſuchungsrichter und da er bei der Verweigerung des 
eidlichen Zeugntſſes verharrte, fo wurde er unter Androhung weiterer 
Zwangsmaßregeln zu einer Geldſtrafe von 100 M. verurtheilt. Kaum 
war er vom Termin nach Hauſe zurückgekehrt, ſo erhielt er auch ſchon 
wie derum eine Vorladung zum 27. d. M. mit der Androhung, daß 
im Falle der fortgeſetzten Verweigerung des Zeugniſſes eine Geldſtraſe 
von 300. M. gegen ihn werde erkannt werden. 

München, 24. Nov. [Verminderung der Feiertage.] Die 
Oberfränkiſche Handels: und Gewerbekammer hatte den Antrag auf 
angemeſſene Abminderung der Zahl der kirchlichen Feiertage geſtellt. 
In einer bezüglichen Miniſterialentſchließung erklärt nunmehr die Staats⸗ 
regierung, ſie werde dieſer Frage ihre unausgeſetzte Aufmerkſamkeit zu⸗ 
wenden. Für jetzt und bis die der Erfüllung des geäußerten Wunſches 
entgegenſtehenden Hinderniſſe ſich beſeitigen laſſen, werde auf die Verord⸗ 
nung vom Jahre 1862, betreffend die Feier der Sonn⸗ und Feſttage, 


— 


verwieſen, wonach bei erheblichen Veranlaſſungen für Fabritunterneh:|2 
mungen Dispenſationen von dem Verbote des Arbeitens an Feiertagen 


gewährt werden kann. a 
Deſter reich. 

Wien, 25. Noobr. [An der heutigen Hoftafel] zu Ehren 
des Marquis von Salisbury nahm der engliſche Botſchafter, Sir A. 
Buchanan, mit den Mitgliedern der engliſchen Botſchaft, Graf Andraſſy, 
Fürſt Auersperg und Frhr. von Hofmann Theil. Heute Abend findet 
bei dem engliſchen Botſchafter eine Soirée ſtatt. Der Marquis be⸗ 
giebt ſich morgen um 1 Uhr mittelſt Separatzuges der öͤſterreichiſchen 
Südbahn nach Florenz. 

Wien, 26. Noobr. [Der geſtrigen Soirse!] bei dem engli⸗ 


laubniß zur Anlegung des Ritter⸗Iſchen Botſchafter zu Ehren des Marquis von Salisbury wohnten die 


niſter und die Mitglieder des diplomatiſchen Corps bei. Heute Vor⸗ 


— 


N 22 ps One N 7 ” 
mittag  ftattete der Graf Andraſſo dem Marquis. von Salisburv, 
welcher Mittags abreiſt, einen Beſuch ob. 
nere g. 

O Paris, 23. Nov., Abends. [Zur orientaliſchen Krifis. 
— Aus der Deputirtenkammer.] Es beſtätigt ſich, daß Lord 
Salisbury ziemlich guten Muths von Paris abgereiſt iſt. Bei der 
Ankunft hierſelbſt aber war ſeine Zuverſicht nicht groß und im Anfang 
ſeiner Unterredung mit dem Duc Decazes verhehlte er nicht, daß es 
zu ſpät ſei, eine Verſtändigung zwiſchen England und Rußland herbei⸗ 
zuführen. Das Geſpräch mit dem Miniſter des Auswärtigen und eine 
Unterredung mit dem Fürſten Orloff hat, wie man verfichert, dieſe 
Beſorgniſſe vermindert und dieſen beſſeren Eindruck verſtärkte die Nach⸗ 
richt von der Veröffentlichung der Depeſche Lord Loftus, von der merk⸗ 
würdiger Weiſe Lord Salisbury erſt hier Kenntniß erhielt. Aus den 
Erklärungen des Due Decazes gewann Lord Salisbury die Ueberzeugung, 
daß Frankreich aufrichtig bemüht ſein werde, eine Annäherung zwiſchen 
England und Rußland herbeizuführen und in den diplomatiſchen 
Kreiſen hofft man Deutſchland in gleichem Sinne wirken zu ſehen. 
Man nimmt überdies an, daß der erſte Aerger, den Lord Beacons⸗ 
ſield's Rede in Rußland hervorrief, ſich allmälig abgekühlt habe. Dieſer 
Aerger war Seitens der ruſſiſchen Regierung um ſo größer, als Lord 
Beaconöfield feine Rede hielt, unmittelbar nachdem der Czar Lord 
Loftus feine ftiedlichen Verſicherungen gegeben und nachdem die 
Königin Victoria durch ein Telegramm für dieſe Verſicherungen ge⸗ 
dankt hatte. Disraeli wird beſchuldigt, faſt auf eigene Fauſt Rußland 
herausgefordert zu haben, wie er denn für den kriegeriſchſten unter den 
Räthen der engliſchen Krone gilt; der Czar habe nicht umhin gekonnt, 
auf die Rede des engliſchen Premiers mit einer energiſchen Kund⸗ 
gebung zu antworten, um der ſchlechten Wirkung im eigenen Lande 
vorzubeugen. So erklärt man die Haltung Rußlands und ſeine 
Rüſtungen in beruhigender Weiſe als eine bloße Demonſtration, welche 
auf Rußlands Verfahren bei der Conferenz nicht im Voraus 
ſchließen laſſe. Man rechnet mit Beſtimmtheit darauf, daß die Eon: 
ferenz einen ruhigen Verlauf nehmen, d. h. daß fie durch kein Ulti⸗ 
matum von irgend einer Seite plotzlich überraſcht werden wird, daß 
alle Vorſchläge zur Discuſſion gelangen werden, und daß, wenn der 
Krieg denn doch unvermeidlich iſt, man nichts unterlaſſen haben wird, 
ihn zu verhindern. — In Verſailles haben die Dinge heute abermals 
eine unerwartete Wendung genommen. Vor der Sitzung herrſchte 
große Aufregung; es hieß, der Miniſterrath beharre bei ſeinem vor⸗ 
geſtrigen Beſchluſſe, die Reglements für die Beſtattung der Ehren⸗ 
legionäre dahin abzuändern, daß die militäriſchen Honneurs nur am 
Sterbehauſe erwieſen werden. Die Linke ihrerſeits zeigte ſich mit dieſer 
Löſung nicht einverſtanden, und es hieß mit Beſtimmthett, im Falle 
des vorausſichtlichen Mißtrauensvotums werden die Miniſter heute Abend 
dem Marſchall ihre Entlaſſung einreichen. Beim Beginn der Sitzung 
ſtieg der Miniſter des Innern de Marcere auf die Tribüne und empfahl 
zum Erſtaunen der Kammer in längerer Rede einen Geſetzentwurf, 
der von dem erwähnten Vorſchlage weſentlich abwich. Es ſollen danach 
die militäriſchen Ehren nur den Militärs in activem Dienſte erwieſen 
werden, für die anderen Mitglieder der Ehrenlegion aber ſollen ſie 
gänzlich wegfallen. De Marcoͤre motivirte dieſen Antrag nicht eben 
in der liberalſten Weiſe. Darauf ſtieg Germain vom linken Centrum 
auf die Tribüne und verlangte die Dringlichkeitserklärung für den An⸗ 
trag. Es komme darauf an, denſelben ſchnell zu prüfen, und die 
Kammer werde ihre Entſcheidung im Sinne der weiteſten Gewiſſens⸗ 
freiheit treffen. Dieſe Aeuß „ die nicht zu Gunſten des Miniſte⸗ 
riums gedeutet wurde, rief in der ganzen Linken einen Beifallsſturm 
hervor, der 5 Minuten anhielt. Die Dringlichkeit wurde votirt; man 
wird morgen die Commiſſion für den Regierungsantrag wählen. Mehr 
als je läßt ſich vorausſetzen, daß die morgen im Senat ſtattfindende 
Wahl bei der Erledigung der in der Kammer ſchwebenden Frage ſchwer 
ins Gewicht fallen wird. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 27. Nov. Angekommen: Se. Durchl. Heinrich IV. Prinz 
Reuß aus Ellenbrunn. Se. Ercellenz Graf b. Maltzan, Ober⸗Erb⸗Kämmerer 
von Schleſien und freier Standesherr aus Militſch. (FIrmobl.) 


„das Geldauflegen bei 
Montag, den 20. d., bis 


daß 2 die rüfung beſtanden hatten. 
Dun den geprüften Lehrern war einer aus Konſtantinopel hierher ge⸗ 
ommen. 


F. Liebau, 25. op. [Wahlen.] Bei der heute ſtattgefundenen Wahl 
zur Stadtverordneten⸗Verſammlung ann gewählt: in der 1. Abtheilung 
die Herren Rentier Göhler, Rentier Weddinger und Kaufmann Knappe; in 
der 2. Abtheilung die Herren Rentier Zelfel und Vorſchußvereins⸗Rendant 
Blühm; in der 3. Abteilung ee Herren Schmiedemeiſter Fiſcher und Bäder- 
meiſter Alois Jungnickel. Die Herren Göhler, Weidinger, Blübm und 
Zelfel ſind wieder-, die übrigen Die ewaͤhlt. Nur in der 3. Abtheilung 
fand eine engere Wahl ſtatt. Die Betheiligung bei der Wahl war dieſes 
mal eine regere als ſonſt 

r. Loslau, 25. Nob- Zur Tagesnachricht.] Am Tage der Control⸗ 
a de a aus Raudten feinen Kameraden mit 
einem BR fo beſtig an die Schläfe, daß ſein Tod innerhalb > Tagen 

ie 


jorität gewahl 


u gewählt. Die ult Part ie =: Ba — 
den neu lt. Die ultramontane Partei hatte in Würdigung 
ihrer Auch loſigkeit auf er Kampf pen he, br ſauberes Organ 
verzeichnet das Wahlreſultat im Leichenbittertone und ſucht ſich in recht chriſtlich 


Vertretung des Gymnaſtallehrer Dr. Jeltſch, w 

5 > U perten Sroß:Strehlis vom 1. d. M. über: 
tragen worden iſt, wurde dem bieligen G 
Propinzial⸗Schul⸗ 


— 


Be; 


Telegraphiſche Depeſchen. 
He — Wolffs Tae 
Verſailles, 25. Nov. Sitzung der Deputirtenkammer. Bei der 
Berathung des Budgets für das Cultusminiſterium ſprachen zunächst 


die Deputirten Bardour, Pascal Duprat und Talandier. Alsdann 
ergriff der Conſeilspräſident Dufaure das Wort für die Vorlage und 
wandte ſich zunächſt gegen die Anſchauung, daß es ungerecht ſei, einen 
Bürger zur Theilnahme an den Koſten eines Cultus zu nöthigen, den 
er nicht angehöre. Aehnliche Einwendungen würde man bei allen 
Artikeln des Budgets machen können. Sodann betonte der Miniſter, 
daß es in den Gemeinden Frankreichs Männer geben müßte, welche den 
Kranken beiſtänden, die Kinder erzögen und die Moral lehrten. Es 
ſei nicht zuläffig, bei dieſer Frage das Phantom des Clericalismus 
heraufzubeſchwören. Die Regierung werde an der Religion wie an 
der republikaniſchen Staatsform feſthalten. Die Kammer nahm darauf 
das erſte Capitel des Budgets für das Cultusminiſterium mit 443 
gegen 62 Stimmen an und verwarf damit das Amendement, durch 
welches dieſes Budget überhaupt abgeſchafft werden ſollte. Im weiteren 
Verlaufe der Sitzung wurden noch das zweite und das dritte Capitel 
der Vorlage angenommen. N 

Madrid, 26. Novbr. Der Congreß lehnte mit 183 gegen 60 
Stimmen den Antrag Sagaſta's ab, zu erklären, die Regierung habe 
den Verfaſſungsartikel über die Religionsfrage unrichtig ausgelegt. 

Nom, 25. Nov. In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer 
legte der Miniſterpräſident Depretis das erſte Präliminarbudget für 
das Jahr 1877 vor und der Juſtizminiſter Mancini den Entwurf des 
Strafgeſetzes und ferner Geſetzentwürfe über die Verantwortlichkeit der 
Beamten, über die Competenzeonflicte, über die Befugniſſe der Seel⸗ 
ſorger bei der Ausübung ihres Berufs, und über die Abſchaffung der 
Perſonalhaft wegen bürgerlicher und Handelsſchulden. 

Nom, 25. Nov. Die ruſſiſche Escadre hat Neapel verlaſſen; der 
Ort, wohin fie ſich begiebt, iſt nicht bekannt. Die ruſſiſche Corvette 
„Ascold“ iſt von Spezzia nach Genua abgegangen. 

London, 25. Nov. Die telegraphiſche Verbindung zwiſchen Bahia 
und Rio de Janeiro iſt wieder hergeſtellt. 

London, 25. Nov. Als wahrſcheinlicher Nachfolger des verſtorbenen 
portugieſiſchen Geſandten am hieſigen Hofe, Herzogs von Saldanha, 
wird von den hieſigen Blättern Graf Rilvas, zur Zeit portugieſiſcher 
Geſandter in Berlin, genannt. « 

London, 25. Nov. In politiſchen Kreiſen verlautet, daß Ruß⸗ 
land auf der Conferenz bei dem Vorſchlage der Occupation der Landes: 
theile, denen unter der Garantie Europas Selbſtoerwaltung geſchaffen 
werden ſoll, die Modalitäten dieſer Occupation beſtimmt formuliren 
werde und einige Beſtimmungen, welche für die Beſetzung Syriens 
durch Frankreich im Jahre 1860 feſtgeſtellt waren, zu adoptiren nicht 
abgeneigt ſein. 

Petersburg, 26. Nov. Der Bericht des Reichscontroleurs für 
das Jahr 1875 conſtatirt einen Ueberſchuß der Einnahmen von faſt 
28 Mill. Rubel und eine Erſparniß an Ausgaben von faſt 13 Mill. 
Rubel gegenüber dem Voranſchlag des Budgets. Am 1. Januar d. J. 
hatte der Reichsſchatz ein verfügbares Reliquat von über 40 Millionen. 
Die Einnahmen im Jahre 1875 betrugen über 18 Mill. Rubel mehr 
als im Jahre 1874. 

Petersburg, 25. Nov. Nach der neueſten Bilanz der Staatsbank be⸗ 
tragen die Meiallreſerve 149,000,000 Rubel, die Fonds 31,500,000 Rubel 
und die im Umlauf befindlichen Creditſcheine 735,000,000 Rubel. 

Konſtantinopel, 25. Nov. Die öſterreichiſche Regierung hat 
durch ihre hieſige Vertretung ſehr beſtimmt gegen das Verbleiben des 
türkiſchen Kriegsdampfers im Hafen von Kleck remonſtrirt und die nur 
proviſoriſch lediglich zum Transporte Verwundeter ertheilte Erlaubniß 
unweigerlich zurückzuziehen angedroht, falls irgendwie ein erneuerter 
Verſuch des Mißbrauchs ſtattfände. 

Naguſa, 26. Nov. Der ruſſiſche Generalconſul, Staaterath 
Jonin, welcher geſtern aus Cettinje hierher zurückkehrte, iſt telegraphiſch 
nach Petersburg berufen worden und unverzüglich dorthin abgereiſt. — 
Der Inſurgentenführer Muſſic, welcher öſterreichiſches Gebiet betreten 
hatte, iſt dort verhaftet und nach Slano gebracht worden. 

Kalkutta, 25. Nov. In dem Berichte, welchen der Gouverneur 
von Bengalen über feine Reiſe durch das von dem Typhon in den 


letzten Tagen des October verheerte Territorium erſtattet hat, wird dle ha 


Zahl der durch das Naturereigniß um das Leben gekommenen Perſonen 
auf 215,000 angeſchlagen. 

Newyork, 25. Nov. Der oberſte Gerichtshof von Karolina hat 
auf Grund der Erhebungen, welche das zur Prüfung der Wahlmänner⸗ 
wahl für die Präſtdentenwahl eingeſetzte Control⸗Comite von Südkarolina 


vorgenommen hat, ſämmtliche Mitglieder des Wahl⸗Comites zu einer] To 


Geldſtrafe von 1500 Dollars und zu einer Gefängnißſtrafe bis zu dem 
Tage, an welchem ihre Freilaſſung durch Beſchluß des Gerichtshofes 
erfolgen wird, verurtheilt. 


f (Aus L. Hirſch' Telegraphen⸗Bureau.) A 
Petersburg, 25. Nov. Gerüchtweiſe verlautet, Fürſt Milan ge: 
enke abzudanten. — Die Reiſe Marinodicß foll den Zweck haben, 
die Entſchließungen des ruſſiſchen Cabinets zu beſchleunigen. — Unter 
Reſeroe wird mitgeiheilt, daß der Plan beſtehe, an Stelle des abzu⸗ 
dankenden Fürſten Mia den Prinzen Leuchtenberg oder den Groß⸗ 
fütſten Wladimir Alexandrowicz zu ſezen (J. 
Petersburg, 25. Nov. Zur Theilnahme an der Conferenz wird 
auch die Pforte zugelaſſen. Das Zuſtandekommen derſelben iſt jedoch 
noch unſicher, da vorher nichtoffietelle Berathungen der Botſchafter mit 
Lord Salisbury und ohne Vertreter der Pforte ſtattfinden, wo das 
Project der Conferenz vorgelegt wird. Die Nachrichten über ein be⸗ 
reits vorliegendes geeinigtes Conferenzprogramm find unrichtig. 
Petersburg, 25. Noobr. Die Mobtliſtrung iſt bald vollendet. 
Am Dinstag müſſen alle Truppen in Kiſchenew ſein. Dle Nachricht, 
der Kaiſer ſelbſt werde in Kiſchenew Truppenrevue abhalten, iſt unbe: 
gründet. 17 g 
Amſterdam, 25. Nov. Das neue Mänzgeſetz, durch welches das 
proviſoriſche Fortbeſtehen der 
wird, iſt von der zweiten Kammer definitiv angenommen worden. 
Gleichzeitig wurde die Regierung ermächtigt, Silbermünzen in Barren 
um en und dagegen Gold einzukaufen. se 40 i 


. 


Zahlungseinſtellung: 18. November cr. 


ilber⸗ ng 1 
1 Golm ng angeordnet] walter: Kaufmann Otto Schliewinsly. 
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00 Zelegeaphifche Courſe und Börſennachrichten. 
Fee, ie 9 * 


Abends. Boulevard⸗Verkehr. 
225, 00 à 223, 50, 


79, 75 à 79, 50, Laurahütte 71, 75 à 72, 75 à 72, 60, 5proc: Ruſſen 80, 

60, Darmſtädter Bank —, Disconto⸗Commandit 107, 75 à 108, 25 & 107, 

75, Reichsbank —. Geringes Geſchäſt. Anfangs ziemlich feſt, ſchließlich 

Ae Laurahütte gefragt und weſentlich beſſer. Deports unver: 
ndert. N 

Nachbörſe: Creditactien 224, 00, Franzoſen 420, 00. 
Frankfurt a. M., 26. Nov., Nachm. (Eifecten-Sotietät] Specula⸗ 
tionspapiere ſchwächer und wenig belebt, Nebenwerthe geſchäftslos. — 

iener Wech 5 Silberrente 53%. Papierrente 49. Amexikaner 
de 85 100 ., Reichsbank 150%. Darmſtädter Bank 100%. Frankfurter 
Wechslerbank —. Meininger Bank —. Oeſterreichiſche Nationalbank 666, 
50. Creditactien! 10%. Heſſ. Ludwigsbahn 96. Böhm. Weſtbahn 133 ½. Eliſa⸗ 
bethbahn 110. Galizier 158. Franzoſen 208%. Lombarden 63%. Nord: 
we ſtbahn —. 1860er Looſe 93%. 1864er Looſe —, —. Ungariſche Staats: 
looſe —, —. Ungariſche werthe alte 78%. do neue 76%. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 110½, Franzoſen 209. 

amburg, 25. Nobbr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 

St.⸗Pr.⸗Actien 115%, Silberrente 53 /, Creditactien 110%, 1860er Looſe 
92% Franzoſen 522, Lombarden 160 / Ital. Rente 69%, Vereinsbank 117%, 
Laurahütte 71, Commerzbank 94%, Norddeutſche 125, Anglo⸗deulſche 417. 
Internationale Bank 83%, Amerikaner de 1885 96%, Köln Minden. St.⸗A. 
Roi un r do. 110%, Bergiſch⸗Märk. do. 77, Disconts 3% pCt 

att und ſtill. - 

Hamburg, 25 Nopbr., Nchm. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, 
auf Termine feſter. Roggen loco feſt, auf Termine feſter, Weizen vr. 
November⸗December 211 Br., 210 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo 222 Br., 
221 Gd. Roggen pr. November⸗Deebr. 164% Br. 163% Gd. pr. April: 
Mai pr. 1000 Kilo 170 Br. 169 Gd. — Hafer feſt. — Gerſte matt. — 
Rüböl feſt, loco 7544, pr. Mai pr. 200 Pfd. 7576. — Spiritus ſtill, pr. 
Nopbr. 45 ½, pr. December⸗Januar 45%, pr. April⸗Maf 45%, pr. Mais 
— pr. 100 Liter 100% 45%. Kaffee ſehr angenehm, Umſaß 5000 Sack. 
Petroleum ſteigend. Standard white loco 23, 50 Br., 23, 25 Gd., pr. Novbr. 
23, 25 Gd., pr. November⸗December 22, 25 Gd. Wetter: Trübe. 

Hamburg, 26. Nopbr., Nachmittags. [Privatverkehr.] November: 
Courſe. Silberrente 52% Lombarden 159%, Creditactien 110, Franzoſen 
521, Rheiniſche 110, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 77, Cöln⸗Mindener Bahn 100, 
Laurabütte 7214. 1860er Looſe — Anfangs matt, Schluß etwas feſter. 

Wien, 26. November, 12 Uhr 35 Min. [Privatverkehr.] (Schluß.) 
Creditactien 138,80, Franzoſen 260,75, Galizier 197,50, Anglo⸗Auſtrian 
67,80, Lombarden 78,50, Papierrente 60,90, Marknoten 62,25, Napoleonsd'or 
10,11, Renten —,—, Deutſche Reichsbank —,.—. — Matt, leblos. 

Liverpool, 25. Nopbr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Unverändert: Tagesimport 6000 Ballen, 
davon 1000 Ballen amerikaniſche, 3000 Ballen oſtindiſche. 

Liverpool, 25. Novbr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 3000 Ballen. 
Stramm. Surats %—% D. höher. Amerikaner auf Zeit 7% D. höher. 

Mivpl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Ohollerah 47%, middl. 
fair Dhollerah 4'%,, good middl. Dhollerah 4, middl. Dhollerah 4%, fair 
Bengal 4%, good fair Broach —, new fair Domra 4%, good fair Oomra 


el —, —. 


5%, fair Madras 4%, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5% fair Egvptian 670. J 


en, 25. Nov., Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreide markt.) 


ntw 
(Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen feſt. Hafer ruhig. Gerſte ſtelig.] J 


en, 25. Novbr., Nachmittags. [Petroleummarkt.] (Schluß, 

bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 6 7 u. Br., vr. Nopbr. 61 bez. 

u. Br., pr. December 59 bez. u. Br., pr. Januar 55 bez., 55% Br., per 
Januar⸗März —. Steigend. 

Bremen, 25. Nobbr., Nachmittags. [Petrole um.] (Schluß bericht.) 

Standard white loco 23, 10, pr. December 23, 10, pr. Januar 22, 25, 
pr. Februar 21, 00. Höher. 


ſchiffe durch 


Petroleum. 


bez. 
nur 90 Ctr., der Wochen⸗Abzug vom Tranſito⸗ 
Die P 


zu höheren 
5—36 M., ree 


Sardellen ne Beat 
50-52 Mark, 1873er 57 M. gef. 
n Meese, von Theodor Hertz, ver⸗ 


Glasgow, 21. Nophr. . 
treten durch M. J. Ullrich in Breslau.] Der Roheiſenmarkt war in 


der verfloſſenen Woche in 95 feſter Stimmung und die Tendenz entſchiedeu 
8. 


ala hausse, Gem. No artants ſtiegen auf 59/4½ Kaſſe und ſchließen 
beute feſt zu dieſem Preiſe. 

Die Verſchiffungen während der vergangenen Woche betrugen 8026 Tons 
egen 10,879 Tons während der correſpondirenden Woche vergangenen 
ahres und in dieſem Jahre 424,940 Tons gegen 497,308 Tons während 

derſelben Periode 1875. N 


Concurs Eröffnungen. 
Ueber das Vermögen des Lederhändlers Wilhelm Gramatlle zu Guben. 
Einſtweiliger Verwalter: Rentier 
Kempe. Erſter Termin: 2. Decbr. er. — Ueber das Vermögen der Hand: 
lung Fenscky u. Gie el u Sommerfeld, ſowie über das Privatvermögen der 
Geſelſchafter, des anden Oswald Gieſel und Conditors Friedrich 
zu Sommerfeld. Jablungseinſtellung: 9. Juli cr. Einſtweiliger 
ae Termin: 30. Nobbr cr. 
ufmanns Anton Stybursli zu Jarocin. 
Einftweiligen Verwalter: Stadtkäm⸗ 


Ueber das Wangen des Ka 
: I. November. 
ann. Erſter Termin! 2. December. 


N a ee anne 7 
AA 


Breslau, 27. 

IGeſchaftsverkehr etwas r 
Paris, 26. Nob., 8. 2 r 3 pCt. Rente 70,57%, 
Anleihe de 1872 104,60, Türken de 1865 11,05, Egyptier 277,00. — Felt, 
ft aber geſchäftslos. 
Berlin, 26. Nov., Nachm. 1 U. 25 M. [Privatverkehr.] Credit⸗Actien 
Franzoſen 420, 50 à 419, 00, Lombarden 127, 00, 1860er 
So 93, 00 à 93, 25, Silber⸗Rente —, Papier⸗Rente 49, 00 à 48, 90, 
taliener 69, 25, 5proc. Türken —, Rumänier 12, 00, Köln⸗Mindener 
ahn —, Bergiſch⸗Märkiſche —, Rheiniſche Bahn 110, 30 8 110, 25, Galizier 


ä 


„9% Ubt Vorm. An beutigen Markte war 
810 * w - 7 5 8 
b I ſtärkerem Angebot, Mae unverändert. 
| eizen zu notirten Preiſen gut verkäuflich, per 100 Kilogr. e 
weißer 17,20 bis 19,20—21,60 Mark, gelber 17,2,—18,80 bis 20,6 Mak 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. ; 

Roggen, feine Qualitäten weniger beachtet, per 100 Kilogr. neuer 
16,50 bis 18,29 bis 18,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. neue 14,00 bis 14,50 M 
weiße 15,20 — 15,80 Mark. 

Hafer etwas mehr Fracht, per 100 Kilogr. neuer 13,90 — 15,00 bis 
15,70 Mark. 

Mais mehr beachtet, per 100 Kilogr. 11,50 — 12,50 —.13,70 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,00 —17,00 bis 18,50 Mark. 

Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 15,70 — 17,00 — 18,00 Mark. 

Luvinen mehr offerirt, ver 100 Kilogr. gelbe 9,50 —10,50—11,20 Mark, 
blaue 9,30—10,40—11,00 Mark. 

Wicken ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. 15—16—17,50 Mark. 

Oelſaaten ſchwach zugeführt. 

Schlaglein in matter Haltung. 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat.. 26 50 8 — 22 


lau, 27. Not 


Winterraps 32 25 30 25 29 25 
Winterrübſen 31 — 29 — 28 — 
Sommerrübſen . 29 25 27 25 26 25 
Lendotter 26 75 25 


„ 50 22 — 

Rapskuchen gute Kaufluſt, per 50 Kilogr. 7,40 bis 7,60 Mark. 
Leinkuchen in feſter Haltung, per 50 Kilogr. 9— 9,50 Mark. l 
Kleeſamen etwas ruhiger, rother unverändert, per 50 Kilogr. 54—62 
bis 68—75 Mark, weißer ſchwach zugeführt, per 50 Kilogr. 56—64—62—79 
Maxk, bochfeiner über Notiz. s 

Tbymothee matter, per 50 Kilogr. 23—27—30 Mark. 2 

Mehl ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. Weizen fein alt 833 bis 
34 Mark, neu 30—31 Mart, Roggen fein 28—29 Mark, Haus backen 
en Baal Roggen⸗Futtermehl 10,00—11,00 Mark, Weizenkleie 7,75 bis 
Jan ark. 
Pp yd A d 
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vom 3. P 
4. Poſe 

Regt. Nr. 4, zu Port.⸗Fähnrs. befördert. 
Fabur⸗ v. 3. Niederſchleſiſchen Infanterie-Regiment Nr. 50, zum Seconde⸗ 
leutenant befördert. 
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der Kriegsſchule zu Neiße, der Charalter als Major verliehen. Freiherr 
v. Eller⸗Eberſtein, Oberſt und Commdeur. des 1. Garde⸗Ulanen Regts., 1 


Ark u 


art Bet, Nr. 62 verſetzt. 
v. Wienskowski, Sec.⸗Lt. vom 1. Schleſ. Drag.: opt. Nr. 4, unter Beförd. 


rn etatm. 
im Garde⸗ 


Feld- ArtRagt. Nr. 2 verſetzt. Heimbrod, Hauptm. vom Magdeburg. Fuß⸗ 
Art.⸗Regt. Nr. 4 und Vorſtand des Art.⸗Depots zu Erfurt, unter Ent⸗ 


General⸗Feldzeug⸗ 
Cien, gen. Sacken 


. 2. 


vom demf. Regt., zum Sec.⸗Lt. der Reſ. des 3. Niederſchleſ. Inf.⸗egts Nr. 
ed Vice: Feldw. v. 1. Bat. (2. Breslau) 3. Niederschl. B w.⸗ 

R Sec⸗Lt. der Ref. des Schleſ. Füſ.⸗Regts. Nr. 38 befördert. 
Tiburtius, Vice⸗Feldw. vom Mente. 
um Sec. ger⸗Bats. Nr. 6 befördert. 


demſ. Regt., beide i und zu den beurl. Offizieren der Landwehr⸗ 
Inf. übergetreten. v. Borke, Prem.⸗Lieut. vom 2. Schleſ. Huf. Regt. Nr. 6, 
mit Penſion und der Regts.⸗ Uniform: der Abſchied bewilligt. 8 


bez., per Decem 
digungspreis 55, 


— 


11 
1 
N 
N 


—— 


Badische Präm.-Anl, 
Baicerische 4% Anleihej4 
Cöln-Mind.Prämiensch.31% 


Ducaten — — 
Sover. 20,35 B 
Napoleons 16,25 8 
Imperials — — 
Dollars — 1 


— 
Hypotheken-Certifioate. 
pp’schePartial-Obl, 5 


do, do. do. 
Unk. H.d. Fr. d.- rd. B. 
Kündb.Hyp.Schulä, do, 
ir a 
Pomm. Hyp--Briefe.. 
Goth. Prära.-Pf. 1 Em. 
40. do. 
do. Beep rKZI 
40. 4½ d 
Gert. Zülberplandd 
© anabr, 
— 1 me gehe 
4 
4% 
„Pidb.\5 
do. 4004 
Wiener Silberpfandbr. ö 


Ausiändische Fonds. 


Oest. Silberrexte. 44% 
(4. . . u. 1.6.10 
do. 3 F 5 . 

2.1. /g. u. 1.511 
Fr Prüm.-Anl . 4 
40. Lott.-Anl. v. 00. 
Ao. Oredit-LO oe 
do, 64er Loose. . 

Kuss. Präm.-Anl. v. 64 


Bchies. Bodener.-Pfdbr. 
do. do. 
Wüdd, Bod,-Ored. 
do. 


do. 

40. Bod.-Cred.-Pfübr. 
‚40, Öent,-Bod.-Or.-Pfäb. 
'Russ,-Poln. Schatz-Obl, 
Poln, Pfndbr, III. Em. 
Poln. Liquid.-Pfandbr. 
Amerik. rückz. p. 188 


do, . 
do. 80% Anleihe 
Französische Beute . 
Ital. neue 7 
tal. Tabak- S8. 

; ab- Greer 100 Thlr. L. 
Rumänische Anleihe. . 
Türkische Anleihe 
Ung. 5% St.-Eisenb.-Anl 
ische 10 Thir.-Loose — — 
Ponssche 10 Thlr.-Loose 37 bad 
Türken-Locse 25,50 ba 


er 

Bi 

| 
Ih 


— 


z 


—r 


do, 


do. . 4 
Halle-Sorau-Guben . % 
Hannover-Altenbeken . 4% 
Märkisch-Posener ...|d 
A.-M. Staatsb. I. Ser. 4 


2 


== 


— 


b 


Ostpreuss. Südbahn 5 
Bechte-Oder-Ufer-B. . 6 
‚Schlesw. Eisenbahn 


Chemnitz-Komotau 
Dux-Boden bach. 
do. II. Emission .. 
Prag - Dun. . 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. 

ö do. do, neue 
Kaschau- Oderberg. 
Ang. Nordostbahn . . 
Ung. Ostbahn 
rn 8 


— 


— 


do. 
Mährische Grenzbahn 
Mähr,-Schl. Centralb, . 
do. II. 
Kronpr.-Rudolf-Bahn. 
R 


2— —— —— 
R 
. - — 


— 


—— r —— 
m— Fe 


Berlin, 25. Novbr. Spiritus lbes „ohne 


a 
April⸗Mai 58,1—59—58,7 M. bez., per ne Sb 
October⸗November 55,3—6 M. bez., per 5 
December⸗Januar 53,3—6 M. bez. Gekündigt 50,000 Liter. 


W 


do. de 18764 


Staats-Anleh e 4 
Btants-Schuldscheine. . 3 
Präm.-Anleihe v. 1885 
Berliner Stadt-Oblig. 
Berliner 5 
Sommersche 3½ 
2 do. Je 
2 do. . 4½ 102 bad 
= do. Lndsch.Crd.[d1g| — — 
= |Posensche neue. 4 
Schlesische 3% 
Kur- u. Neumärk, |4 
S(ommersche 4 
E bosensche 4 
S ( Preussische + 4 
8 Westtal. u. Rhein. 4 
sächsische 
Schlesische 4 


Kurh, 40 Thaler-Loose 250,90 bz 
Badische 35 FL-Loose 135,40 bzG 
Praunschw. Präm,-Anleibe 8230 bz@ 
Oldenburger Loose 132 10 bz 


Fremd. Bkn.—— 
einl.i.Leip. — — 
Oest. Bkn. 161,25 bz 
Russ. Bkn. 249,90 bz 


D d = i 


III. Em. do. 


nth.Nord.-6.0-B 
do. Pfendbr.. 


do. II. Em. 


II. Em. 


d. Oest. Bd.-Cr.-Ge. 


do. 1866 


1 
do. 1885 


* 


Märk. Serie II. 4 
. 4 III. v. 8t.3¼ g. 3% 
do. F.. 4% 
do. Hess. Nordbahn.|d 
Berlin-Görlita 5 
406. 43 
do. Lit C. . 4 
Breslau-Freib. Lit. P. 4 
do. do. E. 4 
do, do. F. a4 
do, do, 4 12 
do. do H. 4½ 


do, 40. 44% 
do. do K. 4%½ 


von 18765 


er 

öln- en — „A. 

elde Til. B. 4% S 
1.4 


HN 


II. Ser.|4 


do do 
do. do. Obl. I. u. II. 4 


do. III. . 


Oberschles. — ..... 
do, C0. 4 
do. PV. 4 
do. E .⁊ 3 
do. FFV. 
do. G. 4 
do H. 2. 4 
do, von 1869,15 
do von 1873.4 
do, von 1874.4 


do. Brieg-Neisse 4 
do, Cosel-O derb. 4 
do. do. 5 
do. 8 rd-Posen|4 
do, o. IL Em.|4 
do, do. III. Em. 4 
do. Ndrschl. Zwgb. 3 


do 
do. III. 


0 do. II. 
südl, Staatsbahnſa 


do. neue 2 

do. Obligationen g 
Warschau-Wien II. 8 
do. III. 6 

do. INN. „ 

do. V. 48 


Bank-Discont 41 


Lombard-Zinsfuss 


5 101,50 bz 


4 


4% 9,75 bad 
do. do. 5 
Küudbr. Cent.-Bod.-Cr. 4% 


* 


br. m. 110% 
o. do, m. 1 104% 
Präm.-Pfdb,|4 
6% 33,75 bad 


% 14% 53 b 
1. lMio· 12 
ape 


r U * 


— 


Berliner Börse vom 25. November 1876. 


Fonds- und Geld-Course. 
Censolidirte Anleihe, 4½ 103.90 bz 


Weohsel-Course. 
Amsterdam 100 Fl. 
do. do. 
London 1 Lat ᷑ rtr. 
Paris 100 Fres .. 
Petersburg 108 ..... 
Warschau 1008 KR. 
Wien 100 FI. 
do. do. „ e ede 


Eisenbahn-Stamm-Astlen. 
Divid. pro] 1874 


Aachen -Mastricht, 


Berg.-Märkische. .| 2 


Berlin-Anhalt 
Berlin-Dresden . 
Berlir-Görlitz .. . 


Berlin-Hamburg .. 12% 
Berl. Nordbahr - .| ® 


Berl.-Potsd-Magab 
Berlin-Stettin ... 
Böhm. Westbahn. 
Breslau-Freib... . 
Oöln-Minden 

do. Lit. B. 
Cuxhaven. Eisenb. 


Dax-Bodenbach.B.| 


Gal. Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau-Gub. 
Hannover-Altenb. 
Kaschau-Oderberg 
Kronpr. Rudolfb. 
Ludwigsb.-Bexb, . 
Märk.-Posener... . 
Magdeb.-Halberst. 
Magdeb.-Leipzig. 
do. Lit. B. 
Mainz-Ludwigsh. 
Niederschl.-Märk. 
Oberschl. A. C. D. N. 
do, .. 
Oesterr.-Fr; St.-B. 
Oest. Nondwestb. 
Oest.Sudb. Lomb.) 
Ostpreuss. Südb, . 
Rechte-O.-U.-Bahn 
Reichenberg -Pard. 
Rheinische 
do. Lit. B. (4% gar.) 
Rhein-Nahe-Bahn 
Rumän. Eisenbahn 
Schweiz Westbahn 


Stargard - Poscner| 4 
Thüringer Lit A.| 7 
Warschau- Wien.“ 


Eisenbahn- Stam 


Berlin- Görlitzer 
Berliner Nordbahn 
Breslau-Warschau 
Halle-Sorau-Gub, . 
Hannover-Altenb. 

Kohlfurt-Falkenb. 
Märkisch-Posener 


Magdeb.-Halberst, | 4 
do, Lit. C. 5 


Ostpr. Südbahn 
Pomm. Centralb, . 
Rechte-O.-U.-Bahn 


Weimar- Gera. 5 


— — — — g 


Bank-Paplere. 
Allg. Deut. Hand-. G.] 5 4 
Anglo Deutsche Bk. 0 

Berl. Kassen-Ver. |191/5 


Berl. Handels-Ges, 


do. Prod.-u.Hdls.-B. 10 
Brauuschw. Bauk.] 71 


Bresl. Disc.-Bank 


Bresl. Maklerbank 1 


Bresl. Makl.Ver.-B, 
Bresl. Wechslerb. 
Coburg. Cred,-Bnk, 


Danziger Priv.-Bk.| 6 


Darmst. Creditbk. 


Darmst. Zaettelbk. 6 


Deutsche Bank 
do. Reichsbank 
do. Hyp.-B. Berlin 
Disc.-Comm.-Anth. 
do. ult. 


Genossensch.-Bnk.| 6 


do, junge 
G b. Schuster u. C. 
Goth. Grunderedb. 
Hamb. Vereins-B, 


Haunov. Bank. 6 


Königsb.Ver.-Bank 
Lndw.-B. Kwilecki 
Leipz. Cred.-Anst, 
Luxemburg. Bank 
Magdeburger do, 
Meininger do 


Moldauer Läs.-Bk.| : 


Nordd, Bank 
Nordd. Grunder.-B. 
Oberlausitzer Bk. 
Oest. Cred.-Actien 
Posner Prov.-Bank 
Pr. Bod.-Cr.-Act,-B. 
Pr. Cent.-Bod.-Crd. 
Sächs. Bank 
Sächs. Cred.-Bank 
Schl. Bank-Verein 


Schl. Vereinsbank 5 


Thüringer Bank. 
Weimar. Bank. 
Wiener Unionsb, , 


In Liquidation, 


Berliner Bank 
Berl, Bankverein 

Berl. Lombard-B. 

Berl, Prod-Makl.-B. 
Berl. Wechsler-B, 
Centralb, f. Genos, 
Deutsche Unionsb. 
Hannov, Dise.-Bk, 
Hessische Bank.. 
Ostdeutsche Bank 
Pr. Credit-Anstalt 
Pr.-Wechsler-Bnk, 
Ver.-Bk. Quistorp 


Berl.Eisenb.-Bd-A, 
D. Eisenbahnb.-G. 
do, Reichs- u. Co. -E. 
Märk. Sch. Masch. G. 
Nordd. Gummifab, 

do. Papierfabr. 


Westend, Com. -G. 0 


Pr. Hyp.-Vers.-Act. 
Schles. Feuervers. 


Donnersmarkhütte 
Dortm. Union 
Königs- u. Laurah. 
Lauchhammer 
Marienhütte 
OSchl. Eisenwerke 
Redenhütte 
Schl. Kohlenwerke 
Schl.Zin<h.-Actien 

do. St.-Pr.-Aet. 
Tarnowitz. Bergb, 
Vorwüärtshütte 


Baltischer Lloyd . 
Bresl. Bierbrauer. 
Bresl. E.-Wagenb, 

do. ver. Oelfabr. 
Erdm, Spinnerei , 
Görlitz, Eisenb.-B. 
Hoffm’s Wag. Fabr. 
O. Schl. Eisenb,-B. 
Schl. Leinenind. . 

do, Porzellan 
WilhelmshütteMA, 


ovember⸗Decernber 55,3— 
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"555 N. bet, ber]. Tie, 28. Keb, Der Pispbdampfer Diana t, geſemm Abend un 10 
5 Uhr mit der oftindifchen ee ya a ir ee 


* Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 


Nov. 25. 26. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luft wärme — 1 — 1% — 11 
Luftdruck bei 0°... . 334" 23 334 53 833,57 
a 2 1%54 1,61; 1,66 
Dunſtſättigung 85 pCt. 89 pCt. 92 pCt. 
Wind N tae N. 1 SO. 1 SO. 2 
Welter ee bedeckt. trübe. trübe. 
Novbr. 26. 27. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftwirme 8 — 1°,1 — 201 + 0°9 
Luftdruck bei oo. 332% 90 332%, 18 331% 17 
te „ a 1,67 1,56 1%86 
Dunſtſättigung + 92 pCt. 94 pCt. 86 pCt. 
Bind SO. 2. SO. 2. S. 2. 
Wetter . bedeckt. trübe. wolkig. 


Breslau, 27. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 92 Cm. U.⸗P. — M. 20 Em. 


Nach Gottes unerforſchlichem Rath⸗ 
ſchluß verſchied am 25. November nach 
dreiwöchentlichem ſchweren Leiden un⸗ 
ſere innig geliebte Gattin und treue 
Mutter, die Frau Gutsbeſitzer 


Karoline Hiller, 
- geb. Mittmann, 
im 53. Lebensjahre. Dies acigt ftatt 
jeder beſonderen Meldung tief betrübt 
allen Verwandten und Bekannten an 
Der um ſtille Theilnahme bittende 
Gatte nebſt ſeinen 4 Söhnen. 
Domslau, den 25. November 1876. 
Beerdigung: Mittwoch, den 29ften, 
um 2 Uhr. [5191] 


Lobe- Theater. 


Montag. 3. 2. M.: „Kläffer.“ 
Lebensbild mit Geſang in 3 Aeten 
von H. Wilken und A. L Arronge. 
Muſik von R. Bial. 


Thalia - Theater. 


Montag. Erſtes Gaſtſpiel des Herrn 
Heinrich Grans, Oberregiſſeur 
des Stadttheaters in Leipzig und 
Ehrenmitglied des Grophergpaliegen 
Hoftheaters zu Weimar. „Der Kö⸗ 
nigslieutenant.“ Luſtſpiel in 4 Auf: 
Ubon von Carl Gutzkow. (Graf 

horane, Hr. Heinrich Grans.) 


» SEtabliſſe ; 
Paul Scholtz s ment 
Concert 
Heute: [7164] 
und Auftreten der Geſchwiſter Nieder 
(mit neuem Programm), 
der Tiroler Concert⸗Sänger 
Höllenſteiner 
und vorletztes Auftreten En 
der beliebten Künſtler⸗Geſellſchaft 


Anaſtaſini. 
Anfang 7% Uhr. 


Breslauer Concert - Haus, 


früher Wiesner, Nikolaiſtr. 27. 
eute: 6979] 


CONCERT, 
große Theatervorſtellung, 
Auftreten v. Specialitäten. 


Anfang 7 Uhr. 
Simmenauer Garten 


(Vietorila- Theater). 


Concert 
und große Vorſtellung. 


um 5. Male: 
Der Flug des Sign. Foleini 
aus der 


Rieſen⸗Kauone. 


Nach wiederholten ſorgfältigen Pro⸗ 
ben iſt mit Gewißheit anzunehmen, 
daß die Production exact von ſtatten 
gehen wird. [6842] 


Visitenkarten, 


100 Stück für 15 Sgr. bis 20 Sgr. 
N. Raschkow jr. 


Oberhemden 


von anerkannt gutem Sitz 
liefert die 16668] 


Leinen- u. Wäfce- Fabrik 
Louis Fränkel, 


Breslau, Ning Nr. 52. 


Bei Aufträgen von auswärts 
genügt die Angabe der Halsweite. 


r bun g nem 
agulaplugR 
l $,18).10pu1auu! 1 
v vu jp ole moa 
51 1 And Ei 81720] 
leis! gung gun Jia 


usqmaga agg 


Caviar grau und ent ; 
Sardines ä Taue, 1 5 2 55 
Neunaugen, a Stück 22 Pf. 
Sardinen in picanter Sauce, 
Comer Base, u Fd. 1 . 

äfe, ; 3 
m. e, à Pfd. 80 Pf. 


A. Gonschior, Nr 28. 


Soeben erschien im Verlage 
von Leon Douffet in Leipzig: 


Geburtshülfe, | 
Frauenkraukheiten, | 
Schwangerschaft und 

Wochenbett. 


Briefe eines Arztes 
an gebildete Frauen 
über die Vorzüge der Wasser- 
Behandlung 
bei der Menstruation u. ihren 
Störungen, der Bleichsucht, 
den Nerven- u. anderen weib- 
lichen Krankheiten, bei Un- 
fruchtbarkeit, bei der Schwan- 
gerschaft u. ihren Beschwer- 
den, bei Fehlgeburt, Entbin- 
dung und Stillung ete. 
Mit zahlreichen Behandlungs- 
fällen. 

Von Dr. med. J. Shew. 
Deutsche Ausgabe von 
E. Weilshäuser. 


Mit lichogr. Abbildung. 
Gr. 8°. Eleg. geh. Preis 5 Mk. 
In eleg. Leinwandband 6 Mk. 
| Vorräthig in [7159] 


Trewendt & Granier's 


Buch- u. Kunsthandlung, 
| Breslau, Albrechtsstrasse 37. 


Bekanntmachung. 


An unſerer Mittelſchule iſt eine mit 
2100 M. pro anno dotirte Lehrerſtelle 
bald au beſetzen. Bewerber, welche 
mindeſtens die Qualification für das 
Lehrfach im Naa und Eng⸗ 
liſchen an Mittelſchulen nachweiſen 
können, wollen ſich unter Einreichung 
ihrer Zeugniſſe bis zum 8. December 


d. J. bei uns melden. 7009] 
Liegnitz, den 21. November 1876. 
Der Magiſtrat. 

Oertel. 


Bekanntmachung. 


Die zweite Lehrerſtelle der katho⸗ 
liſchen Elementarſchule zu Gieralto⸗ 
witz iſt vom 1. Januar 1877 ab zu 
vergeben. Einkommen pr. Anno 1 5 
Wohnung und Deputatholz 810 M. 
Meldungen ſind baldigſt an den unter⸗ 
zeichneten Schulpatron zu ſenden. 

Preiswitz bei Gleiwitz, im Nov. 1876. 

von Naczeck. [2154] 


Beachtungswerthes 
Anerbieten. 


In einer der ſchönſten, beft gelegenſten 
Kreis⸗ und Garniſonſtädte Schleſiens 
iſt ein großer Wohnungsmangel und 
werden auch Grundſtücke zu kaufen 
geuch, fo daß ein verſtändiger, ſolider 

auunternehmer mit einigen Mitteln, 
oder eine Bau⸗Geſellſchaft ein ſehr 
8 Geſchäft machen würde. — Bau⸗ 

errain in beſter Lage, zu ſoliden 
Preiſen, iſt genügend, zum Theil noch 
mit 1500 m. pro Morgen Baugelder⸗ 
Vorſchuß, beides auf 10 Jahre unkünd⸗ 
bar ele 5% Zinſen zu haben. 

Re ectanten werden erſucht, ihrer 
Anfrage eine ie a genaue Be⸗ 
ſchreibung ihrer Verhältniſſe beizu⸗ 
fügen und der Expedition der Bres⸗ 
lauer Zeitung einzuſenden unter Chiffre 
A. 68. [2145] 


— > 
Der Zuchtbock⸗ und Zuchtmutter⸗ 
Verkauf der Original ⸗Negretti⸗ 
Stammheerde von Hoſchtitz, welche 
im Jahre 1873 von der Herrſchaft 
Littenſchitz käuflich übernommen wurde 
und daſelbſt rein gezüchtet wird, be⸗ 
gann am 20. Rovember d. J. 
Nach Littenſchitz gelangt man von 
der Eiſenbahnſtation Hullein (K. F.⸗ 
Nordbahn) oder Neſamyslitz (Mähr. 
Schleſ. Nordbahn), woſelhſt die gefer⸗ 
tigte Gutsverwaltung auf Welz 
Fahrtgelegenheiten ſendet, wenn ihr 
rechtzeitig das Avis zukommt. . [7037] 
uts Verwaltung Littenſchitz 
bei Kremſier, Mähren, 
am 12. November 1876. 
Franz Charwät, Gutsverwalter. 

2 Die Stammheerde 
Petersdorf bei Bahn⸗ 
hof Spittelndorf em⸗ 

iehlt den Reſt guter 
ambouillet ⸗Boͤcke. 


"Circus Renz. 


Heute Montag, den 27. November 1876. 


Die Königin von Abyſſinien. 


Altdeutſche Quadrille, geritten von 8 Damen, 8 Herren. 


e rau Hager⸗Renz. 
Der Flug eines Men t guſt wird feinen 
Couſin aus der Kanone ſchießen. [7162] 


Morgen: Vorſtellung. E. Renz, Director. 


Stadtverordneten Wahlen. 
ſten Abtheilung werden u 


Die Herren Wähler der er 


Dinstag, den 28. Novbr., Abends 


im Saale des „König von Ungarn“ (Biſchofsſtraße) eingeladen. 


5 J. A.: 
Bülow. Frey. Friedensburg. Leonhard. Pringsheim. Straka. 
Die am 1. November fälligen Coupons von 


Lemberg-Czernowitzer 
Prioritäts- Obligationen 


l. Emiſſion mit 12 


gelangen bis auf Weiteres mit den 
zur Einlöſung. 
Breslau, den 26. November 1876. 


Schleſiſcher Bank Verein. 
Actien⸗Geſellſchaft 
Schleſiſ ee Spiege 


Unter Hinweis auf § 8 unſerer Statuten fordern wir 
die Inhaber unſerer 50procentigen Interimsſcheine hier⸗ 
durch auf, die 


am 15. November e. 
fällig geweſene Einzahlung von 30 Mark auf jeden 
Interimsſchein nebſt 5 pC. Zinſen ſeit 1. Januar d. 
bis fpäteftend den 30. December d. J. beim 


lecſehleſiſcen Bank⸗Verein zu Breslau 


brunn, den 17. November 1876. 
Die Direction 

der Actien⸗Geſellſchaft Schleſiſche Spiegelglas⸗ 
Manufactur Ober⸗Salzbrunn. 


Für Weihnachts- Anzeigen. 


Die Gleiwitzer Inſeraten⸗Zeitung für Oberſchleſien 
(Reg.⸗Bez. Oppeln, erſcheint Dinstag, Donnerstag und 
Sonnabend, bringt die wichtigſten Tagesnachrichten, 
namentlich die [ocalen Vorkommniſſe, enthält außer⸗ 
dem ein intereſſantes Feuilleton und finden Inſerate 
durch dieſelbe die weiteſte Verbreitung. Dieſelben wer⸗ 
den außerdem im Gleiwitzer Straßen⸗Anzeiger unent⸗ 
geltlich aufgenommen. Die Gleiwitzer Inſeraten⸗Zeitung ff 
iſt eines der billigſten Provinzialblätter, denn fie koſtet 
bei gewöhnlich dreimaligem Erſcheinen bei allen Poſt⸗ 
anſtalten pro Quartal nur 50 Pf. . 
Auflage ſteigt don Quartal zu Quartal, was wohl ein 
Zeichen der Beliebtheit in allen Kreiſen ſowohl als des 
intereſſanten Stoffes iſt, den die Gleiwitzer In 
Zeitung behandelt. 


Beträgen bei uns 


as⸗Manufactur 


Be ene 


Annoncen. —; 


. wohrstug-szpvugagg ınS RE 


r Waaren, beſtehend 
nanastüchern, 


Zu billigem Einkauf wollene 
aus Kopftüchern, 
beſonders in ſchwarz, den jetzt ſo bewährten Docht⸗ 
tüchern mit Bommeln ꝛc. wird größeren Abnehmern 


Gelegenheit geboten bei Warszavski, 
Nr. 1, 3. Etage. 
Vormittag 9—12 Uhr, 


Ruſſiſche Jag 


Büttnerſtraße 


Nachmittag 2— 


Stiefel⸗Schmiere 


naſſe Fuße verſendet unter Nachnahme (6669 
ankenstein in Landesbut i. Schl. 


Schlacken wolle 


für Dampfkeſſel - u. Röhren⸗ 
eſter Iſolir⸗ u. 


Geſucht! 8 


Ein nachweisl. In 


oder Fabrik G 


am liebſten Eiſenb 


Holzverkauf. 


Unterzeichneter hat ca. 1000 RMtr. 
Birken ⸗Scheit⸗ und Aſtholz 


ation Voſſowska 
Adolpb Schönfeld. 


des er Men 
freo. entgegen unter Chi N 
096 Rubolf Moe, Balsa. 


Dutſchte Gesuch. 


Ich ſuche auf eine 
und eingerichtete 
Areal, in beſter Lag 


ein Capital von 
um baldgefällige 
jeder Auskunftse 


„brillant gebaute 
la mit großem 


tüchtigen, fleißigen und energife 
e Schleſiens, per 2 0 


nſpector empfehlen. Derſ 
37 Jahre alt, no 
beider Landesſprachen mächtig und 
bekleidet ſeine gegenwärtige Stellung 


Nudolf Moſſe in Breslau unter 
l [6990] 


Offerten und bin zu 
rtheilung bereit. 

den 23. November 1876. 
Felſcher, Rechtsanwalt. 


Verantwortli R : Dr. S 
Drud bon Grab. Barth m. A0 p. il. Fricdrich te 


P. 4090 erbeten. 


